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War der 8. Mai 1945 wirklich für alle ein Tag der Befreiung?
Die Diktatur der Sozialisten auf Geheiß von Moskau brachte den Menschen neues Unrecht 
Pressemitteilung des Bundesvorstandes der VOS zum 08. Mai 2020, dem Tag der Befreiung
Die Vereinigung der Opfer des Sta-
linismus (VOS) kritisiert, dass aus-
gerechnet die Partei „SED/Die Lin-
ke“ den Tag der Befreiung als Fei-
ertag fordert. 

Dieser Tag stellte die Menschen 
im gesamten Ostblock, einschließ-
lich der sowjetischen Besatzungs-
zone unter die Fuchtel einer weite-
ren Diktatur. Das Schwarzbuch des 
Kommunismus schreibt in ihrem 
Einzugsbereich von weit über 100 
Millionen Opfern.

Die „SED/Die Linke“ entstand 
aus der Zwangsvereinigung von 
KPD und SPD im Jahr 1946. „Die 
Linke“ ist nicht Nachfolgepartei 
der SED, sondern juristisch die 
gleiche Partei.

Sie sorgte dafür, dass in der zwei-
ten deutschen Diktatur Hunderttau-
sende wieder hinter Gitter landeten, 
nur weil sie eine andere Meinung 
hatten. Im Jahr 1946 gehörten viele 
SPD-Mitglieder dazu, die gegen ei-
ne Zwangsvereinigung waren.

Hugo Diederich, Bundesge-
schäftsführer: „Wir verneigen uns 
vor den Opfern der ersten deut-
schen Diktatur, es war ein einzigar-
tiges Verbrechen an der Mensch-
heit. Die Verbrechen, die in der 
DDR von Staats wegen begangen 
wurden, dürfen jedoch ebenfalls 
nicht in Vergessenheit geraten. 

Wir stehen zu einem Europäi-
schen Tag des Gedenkens an die 
Opfer von Stalinismus und Natio-
nalsozialismus, dafür wurde der 23. 
August bestimmt.

Am 23. September 2008 haben 
409 Mitglieder des Europäischen 
Parlaments eine Erklärung zur Un-

terstützung der Errichtung des Ge-
denktages unterzeichnet. Am 2. 
April 2009 wurde eine Entschlie-
ßung zur Ausrufung des Tages mit 
533 Stimmen (44 contra und 33 
Enthaltungen) angenommen. De-
mokratie ist nicht selbstverständ-
lich. Fragen muss man: Warum ra-
tifiziert Deutschland einen solchen 
Beschluss nicht? 

Die VOS wurde 1950 in Berlin 
gegründet. Sie ist der älteste und 
größte Opferverband und vereint 
bundesweit Tausende Opfer der 
SED-Diktatur und deren Sympathi-
santen. Ihre Gründung ergab sich 
zwangsläufig aus dem Unrecht und 
der Willkür, die unter der kommu-
nistischen Zwangsherrschaft in 
Osteuropa übergangslos nach dem 
Kriegsende einzogen.

Eines dieser Opfer war Melanie 
Kollatzsch, die unschuldig in die 
Fänge der Sowjets geriet und deren 
Leben von grundauf zerstört wurde. 
Melanie Kollatzsch besuchte 1947, 
aus der britischen Besatzungszone 
kommend, ihre Mutter in Magde-
burg. Sie wurde wegen Spionage 
verurteilt und nach 15 Jahren, fünf 
Monaten und elf Tagen aus der 
Haft entlassen. Ihr Vergehen war:
Sie hatte einen britischen Soldaten 
als Freund. Sie war in elf Haftan-
stalten, davon auch einige Zeit im 
Speziallager/ KZ Sachsenhausen. 
Jahrelang hielt man sie in Kellern 
in Einzelhaft fest.

Nach ihrer Haftentlassung wohnte 
sie bis zum Ende der DDR-Diktatur 
zur Untermiete, womit sie weiter-
hin kontrollierbar war und kein 
freies Leben führen konnte. Sie hat-

te nicht mal mehr die Chance, ei-
nen Mann kennenzulernen und zu 
heiraten. Sie wurde von der Bun-
desrepublik Deutschland für die ge-
samte Haftzeit rehabilitiert, ihre 
Lebensgeschichte ist in der Hörbib-
liothek von WDR 5 abrufbar. Am 
zweiten Weihnachtstag des vergan-
genen Jahres ging sie von uns. 

Zur Partei „Die Linke“: Es ist für 
die Opfer der zweiten Diktatur un-
erträglich, dass diese Partei schein-
bar in der heutigen Gesellschaft 
angekommen ist. Dabei ist das Ar-
gument, ja das Mitglied ist ja noch 
jung oder aus dem Westen der Re-
publik, vollkommen irrelevant. 
Entscheidend ist, dass diese Partei
große Schuld auf sich geladen hat
und man sie als „Mauermörderpar-
tei“ bezeichnen darf. Sie steht für 
Verbrechen an der Menschheit. Ich 
denke nur an die Gedenkstätte Ho-
henschönhausen. Ein Hochsicher-
heitstrakt für „Unangepasste“, be-
trieben von dieser Partei und ihrer 
Staatssicherheit. Heute steht dem 
obersten Gremium dieser Gedenk-
stätte ein Mitglied der Partei „Die 
Linke“ vor, von der Partei, die die-
se Gefängnisse gebaut und betrie-
ben hat. Dies ist die Realität.

Der Fraktionsvorsitzende der Par-
tei „Die Linke“ im Deutschen Bun-
destag spricht schon wieder über 
„Klassenkampf“, eine Vokabel, die 
den Bürgern der DDR einge-
hämmert wurde. Kein Wunder, war 
Dietmar Bartsch schon zu DDR-
Zeiten in dieser Partei. Wehret den 
Anfängen und schaut genau hin. 

Hugo Diederich
VOS–Bundesgeschäftsführer
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Liebe Kameradinnen und Kamera-den, ich hoffe, für Sie bzw. euch hat das Leben in der gegenwärti-gen Situation nicht zu sehr an Qua-lität verloren und wir bleiben trotz unseres zweifellos vorgerückten Alters zuversichtlich, aufgeschlos-sen und allesamt gesund.Vor zwei Monaten, als ich die vorige Fg auf den Weg brachte, habe ich (und nicht nur ich) nicht geglaubt, dass wir als ganze Nati-on, als Europäer, vielleicht als ge-samte Menschheit in eine derartige Krise geraten könnten. Nun jedochhaben sich innerhalb weniger Tage für uns alle Umstände ergeben, auf die wir nicht gefasst waren und mit denen wir dennoch leben, weiter-leben, müssen und wollen. Wir als ehemalige Häftling und Verfolgte haben zwar Erfahrungen mit politi-schen, wirtschaftlichen und sozia-len Einschränkungen und Widrig-keiten, aber das, was wir in der DDR hinnehmen mussten, war ei-ne von Menschen bewusst herbei-geführte Diktatur gegen andere Menschen. Das Corona-Virus ist ebenfalls ein Feind der Menschen, aber es wurde nicht vorsätzlich un-ter die Völker gebracht und es wird im Unterschied zum Sozialismus nicht von wenigen Menschen ge-gen große Mehrheiten missbraucht. Fertigwerden müssen wir dennoch damit, und dabei kann uns unsere DDR-Erfahrung durchaus helfen. Haben wir nicht gelernt, mit Eng-pässen von Konsumgütern (und wahrlich nicht nur Toilettenpapier) umzugehen? Waren wir nicht soli-darisch, wenn es gegen Unrecht und für Meinungsfreiheit ging? Beweisen wir nicht heutzutage imRingen um bessere Entschädigun-gen bis heute unser Zusammenge-hörigkeitsgefühl, und sind wir nicht alle bestrebt, über das über-wundene Unrecht stalinistischer Zeiten aufzuklären? Und was die derzeit verordneten Ausgangs- und Kontakteinschränkungen betrifft, verweise ich schlicht auf die Haft-bedingungen des MfS, wo es beimonatelanger Isolation nicht mal einen Blick aus dem Fenster gab. Wichtig ist, dass wir uns in den Zeiten der aktuellen Gefahr an die Vorschriften halten und im Rah-men der Möglichkeiten etwas für die Gesundheit tun. Niemand sollte 

sich zudem scheuen, Hilfsangebo-te, die mittlerweile in jeder Kom-mune bestehen, anzunehmen. Und sei es der Einkaufsdienst oder ein Telefonat mit dem Hausarzt. Was die VOS angeht, sind wir keines-wegs im Ruhemodus. Man sieht: Die Freiheitsglocke erscheint un-beirrt. Man hat jetzt mehr Zeit, siezu lesen, sie weiterzugeben oder ein zweites Exemplar zum Ver-schenken zu bestellen. 

Auf ein  
Wort des Re-

dakteurs 
Leider fallen nun Generalver-sammlung und Jubiläumsfeier aus bzw. werden verschoben. Wir ha-ben daher weiterhin keinen Ersten Bundesvorsitzenden, aber eine an-erkannte Stellvertreterin und einen fleißigen Bundesgeschäftsführer. Was unser weiteres Wirken an-geht, benutze ich gern ein Zitat, das sich seitens der damaligen Ur-heberin und des damit verbunde-nen Vorhabens nicht ganz erfüllt hat: Wir schaffen das. Allerdings sollten wir uns im Klaren darüber sein, dass die folgende Zeit, in derwir irgendwann in einen Modus der Normalität – wie er auch aus-sehen mag – zurückkehren werden, für uns nicht leichter werden. Seit dem Einbruch in das Corona-Tief sind alle bisher als hoch dramatisch eingestuften Themen und Konflikte in der me-dialen Versenkung verschwunden. Kein Wort mehr zu einer drohen-den Klima-Katastrophe oder zuden Baumhäusern im Forst vonGarzweiler, keine Silbe über den keineswegs ausgestandenen Streit zur Wahl des Ministerpräsidentenvon Thüringen oder die Verab-schiedung des nächsten, offenbar strittigen EU-Finanzhaushaltes,auch nicht zur (weiter steigenden) Umweltsteuer oder zum Diesel-fahrverbot, nicht mal die besorg-niserregenden Bilder des Flücht-lingsdramas an der türkisch- grie-chischen Grenze werden gezeigt. Kein Syrien-Krieg, kein Putin, der an möglichst vielen Kriegsschau-plätzen tonnenweise Sprengstoff in die Feuer wirft. Stattdessen trat tat-sächlich Frau Merkel wieder vor 

die Nation und äußerte sich ernst-haft und besorgt zu den Problemen und Sorgen der Landeskinder. Wann hatten wir das zuletzt? Wir als SED- und Haftopfer sind in Anbetracht der Pandemie und deren Folgen mit unseren Ansprü-chen und Mahnungen allerdings ein weiteres Stück in den Hinter-grund gerückt. Da wir fast durch-weg Rentner*innen und vielfach auch durch Krankheiten vorbelas-tet sind, gehören wir im Sinne der Corona-Gefahr zu einer Risiko-Gruppe, für die schon über speziellisolierende Quarantäne- Maßnah-men diskutiert wurde. Was wird demnach mit uns geschehen? Wer-den wir – wie einst in der DDR –weggesperrt? Nun, ganz sicher wird man uns nicht schlechter be-handeln als andere Mitmenschen derselben Alters- und Gefährdeten-Gruppe. Ich jedenfalls glaube an die soziale (wenn auch nicht die finanzielle) Gerechtigkeit in unse-rem Land. Dennoch gebe ich mich keinen Illusionen hin, wenn wirhier und ab jetzt weiter über Ent-schädigungen und sonstige finan-zielle Verbesserungen für Haft-und Verfolgungszeiten reden. Es ist ein Glück, dass wir im letzten Jahr gerade noch mit Vergünsti-gungen wie der Erhöhung der Op-ferrente um 30 Euro und Herabset-zung des Haftzeitlimits berück-sichtigt wurden. Jetzt, wo die Pan-demie eingetreten ist und einem Großteil der Bevölkerung und fast allen Unternehmen und Institutio-nen durch unvorstellbar hohe fi-nanzielle Summen geholfen wer-den muss, wird man den Kopf schütteln, wenn wir mit neuen An-liegen auftreten bzw. die alten wieder vorbringen. Man wird ge-wiss kein Verständnis zeigen, wenn wir den Kampf um unsere Ansprüche fortsetzen. Vielleicht wird man sogar sagen, das wäre undankbar. Und doch sollten wir uns nicht einschüchtern lassen und zumindest dafür sorgen, dass die Politik einen festen Termin für die nächste Erhöhung der Opferrente festlegt. Unsere Verdienste um dieses Land können nicht ausge-löscht werden. Auch nicht durch die Corona-Pandemie.Bis zur nächsten AusgabeIhr Alexander Richter

Nun ist auch unser schönes 70-
Jahres-Jubiläum überstanden. Viel-
leicht hat der eine oder die andere 
in Stille und Abgeschiedenheit ein 
Gläschen aus diesem Anlass ge-
trunken und in alten Fg-Ausgaben, 
soweit vorhanden, geblättert. Es 
sind mittlerweile nicht mehr viele 
Kameradinnen und Kameraden aus 
den frühen Stunden unter uns. Ob 
für die, die den Verband noch am 
Leben halten, durch die Pandemie 
Folgen entstanden sind, wird sich 
zeigen. Ich hatte bereits darauf 
hingewiesen, dass man als ehema-
liger Häftling seine unguten Erfah-
rungen in Sachen Isolation hat, 
wobei das, was wir in den Zellen 
der U-Haft hinnehmen mussten, 
mit den Maßnahmen zur Corona-
Bekämpfung schwerlich ver-
gleichbar ist. Auch der Sinn des 
einen im Vergleich zum anderen 
ist völlig verschieden. Die politi-
schen Häftlinge waren inhaftiert, 
weil sie mit dem Regime der SED 
in Konflikt gekommen waren. Die 
Motive hießen Fluchtversuch, Aus-
reisewunsch, Verbindungsaufnah-
me oder Hetze. Als Häftling war 
man rechtlos, und wenn man sich 
über die Rechtlosigkeit beschwerte 
und dagegen anzugehen versuchte, 
erhielt man noch Knast im Knast.

Die Schutzmaßnahmen gegen die 
Pandemie sollen hingegen den 
Menschen helfen. Dass damit per-
sönliche Rechte Einzelner einge-
schränkt sind und die Wirtschaft 
stark in Mitleidenschaft gezogen 
wird, sieht sicher für manchen wie 
eine Diskriminierung aus. Trotz-
dem hat das Interesse der gesamten 
Gesellschaft Vorrang vor den An-
sprüchen des Einzelnen. Es geht 
um die Abwendung einer gewalti-
gen Krankheitswelle, wie wir sie 
noch im vorigen Jahrhundert gese-
hen haben. Es ist gut, dass wir dar-
über offen und im geeigneten 
Rahmen diskutieren können. Den-
noch müssen alle Argumente ge-
hört und abgewogen werden. In 
der DDR gab es all das nicht. Was 
die Regierung befohlen hatte, wur-
de durchgesetzt. 

Es war das Prinzip der Diktatur, 
das wir nun übrigens auch in China 
beobachten konnten. Dort ging es 
bei der Bewältigung der Seuche 
nicht um die Menschen, sondern 
um den Staat. Die Grundfreiheiten

waren dort tatsächlich außer Kraft 
gesetzt. Dazu gehörten freie Rede, 
freies Bewegen und gesundheitli-
che Versorgung für jeden. Dass bei 
uns Lokale und Freizeiteinrichtun-
gen geschlossen wurden, wurde 
den Menschen plausibel gemacht. 
Zudem wurde versucht zu helfen. 
Sicherlich lag der Schwerpunkt bei 
Familien mit Kindern, aber letzt-
lich werden trotz der abzusehenden 
finanziellen Engpässe auch die Al-
tersrenten angehoben, und es wird 
streng darauf geachtet, dass man
ältere Menschen nicht diskrimi-
niert. Man kann sicher nicht mit al-
lem, was beschlossen und umge-
setzt wurde, zufrieden sein, aber 
der Vergleich mit anderen Demo-
kratien lässt Deutschland bei der 
Krisenbewältigung immer noch 
bestens dastehen. Nicht zuletzt hat 
daran Frau Merkel ihren Anteil. 

Auf ein Wort  
des Redak-

teurs 
Allerdings darf man nicht überse-
hen, was ansonsten im Lande pas-
siert und was noch aufgearbeitet 
werden sollte. Kürzlich fiel eine 
Gruppe Vermummter über ein 
Kamerateam her. Es geschah ein-
fach so, die Täter wurden nicht in 
Haft genommen, die nach großer 
Rede angekündigte Aufklärung der 
Tat ist nicht erfolgt. Ich persönli-
chen musste unwillkürlich an den 
Überfall auf Frieder Weiße und 
Rainer Buchwald vor einigen Jah-
ren denken. Nichts geschah da-
mals. Was ist nun wieder los? Darf 
man das überhaupt noch fragen, 
oder wird man auch dafür bedroht?
In der vorigen Fg wiesen wir auf 
die Konferenz des selbst ernannten 
Kommunismus-Teams hin. Ein 
Prozent der Deutschen, so wird 
angekündigt, sollen erschossen 
werden. Kein anderer als Bodo 
Ramelow saß im Präsidium und 
hörte sich solche Reden bzw. Pläne 
an. Dabei sei daran erinnert, dass 
er (nun doch) Ministerpräsident in 
Thüringen geworden ist. Auch die-
ser Akt ist in Ablauf und Ergebnis 
nicht aufgearbeitet. Es ist nun auch 
nicht mehr mit einer solchen Auf-
arbeitung zu rechnen. Ein Nach-
wort können zumindest wir uns 

nicht verkneifen. Thomas Kem-
merich war immerhin gewählt, er 
hätte ja doch versuchen können zu 
regieren. Wir haben in der Corona-
Lockerung erlebt, dass die Bundes-
länder vieles eigenständig ent-
scheiden können. Selbst Frau Mer-
kel musste das begreifen. Ob es so 
gut oder nicht gut war, mag dahin-
gestellt bleiben. Aber war es dem-
nach zulässig, dass man Thomas 
Kemmerich von allen Seiten in die 
Zange nahm und zur Aufgabe ge-
zwungen hat? Im Nachhinein hat 
sich freilich gezeigt, dass Kem-
merich insgesamt Schwierigkeiten 
hat, eine sichere Linie zu finden 
bzw. diese zu halten. Mit seiner 
Teilnahme an der Demo wider die 
Maskenverordnung am zweiten 
Mai-Wochenende hat er sich in ein 
äußerst schlechtes Licht gerückt. 
Dass er dann auch noch mit der 
AfD und den Wutbürger*innen in 
einer Reihe steht, ist (mir jeden-
falls) unverständlich.

Ich hoffe, wer immer das liest, 
kann mir diese nicht ganz emoti-
onslose Offenheit nachsehen. Mei-
ne persönliche Lehre aus der 
schweren Zeit lautet, dass es gut 
ist, wenn wir eine starke und um-
sichtige Führung haben und wir
dieser Führung nicht aus Eigen-
sucht und Großmäuligkeit bestän-
dig Knüppel zwischen die Beine 
werfen. So wie ich es erlebe, spie-
len vor allem die Oppositionspar-
teien, seit sich die Auswirkungen 
der Pandemie vorerst als erträglich 
erwiesen haben, eine schmähliche 
Rolle. Und da möchte ich keine 
ausnehmen und auch keine beson-
ders hervorheben. Es geht – und 
das gilt immer noch – um die 
Menschen und um deren Gesund-
heit, und es geht um unser Land 
und unser demokratisches Staats-
wesen. Es ist trotzdem erlaubt, sei-
ne Meinung zu äußern, wobei man 
zwischen Meinungsäußerung, Het-
ze und Umsturzabsicht auch noch
deutlich unterscheiden sollte. 

Dieser Standpunkt ist ein Zwi-
schenfazit. Bei Auslieferung der 
Freiheitsglocke gibt es sicher neue 
Erkenntnisse und Ereignisse. Aber 
ich, wir alle beobachten und disku-
tieren weiter, wir bleiben aufmerk-
sam und sachlich. 

Bis zur nächsten Ausgabe
Ihr Alexander Richter
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In dieser Ausgabe: Auch die VOS erlebt nach dem Corona-Tief 
die Rückkehr in ein turbulentes und noch ungewisses Zeitgeschehen

Titelseite
Wehret den Anfängen 
Bundesvorstand der VOS warnt vor einem 
weiteren Erstarken der Linken
Redaktionsthema:
Die Corona-Pandemie verflacht, die Unruhe 
im Land wächst 
Eine Zwischenbilanz 2
Jahrzehntelanges Engagement als Mahnerin 
der Geschichte war wichtig und ist es noch
Glückwünsche zum VOS-Jubiläum 4
Neue pädagogische Angebote in der Krise
Stiftung in Berlin zeigt sich flexibel 4
Vorsichtige Wiederaufname könnte erfolgen 
Zeitzeugen-Projekt NRW vor Neubeginn? 4
Dass es Mord war, ist unwiderlegbar 
Michael Gartenschläger starb vor 44 Jahren 5
Trotz Unrechts war es keine Diktatur?
Jörg Bilke hält Bodo Ramelow einen Spiegel 
der Wahrheit vor 5
Signale aus der zweiten Reihe
Warum wir uns um unser Geld, das wir gar 
nicht haben, keine Sorgen machen müssen 6
Der Nachruhm und die falsche Verklärung
Iljitsch Uljanow: vor 150 Jahren geboren 6
Der Mann mit dem Stein in der Brust 
Vor zwanzig Jahren wurde Putin Präsident 7
Wie schön war doch die DDR 
Weiter „Marostalgie“ in Neubrandenburg 8
Das Recht des Siegers ist entscheidend
Erläuterungen zum Lager Ketschendorf 8
Das Sinnbild eines Unrechtsstaates 
Vor 70 Jahren wurde das MfS ein offiziel-
les Organ, das alle Befugnisse hatte 9
Personenbilder und Schicksale, auf die man 
schnell neugierig wird
Das sechste Buch von Grit Poppe ist da 10
Es ging um einen vertrauenswürdigen 
Vertreter aus den Ost-Bundesländern 

Plädoyer für einen geeigneten Kandidaten 
zur Wahl des Verfassungsgerichts 11
Als das Blut von Ost nach West floss 
Wie wir durch Corona auf eine besondere 
Art der Häftlingsausbeutung erinnert werden 12
Es geht um die ordnungsgemäße Behand-
lung von Bürgern der Stadt
Neubrandenburg ehrt Marx und vergisst die 
Opfer des Unrechtsstaates DDR 13
Über Freund- und Mitgliedschaften in 
den gesellschaftlichen Organisationen
Eine Erfahrung in Sachen DSF 14
Polizeieinsatz Berlin: Viel von Putin gelernt?
Wer schwach und alt ist, hat schon verloren 14
Immer noch gibt es interessante Informationen
Was die Namensliste beim Pelzmützentransport 
überraschenderweise verrät 15
Unfreiwillig zum James Bond erhoben?  
Wie die Akten plötzlich jemanden adeln können 15
Der Konflikt spitzt sich nun wieder zu  
Wird Peking gegen die Hongkonger Opposition 
wieder die Panzer rollen lassen? 16
Individuelle Freiheit und Einsichten 
Was schadet, was schützt die Gesellschaft? 16
Nicht mal eine Abwrackprämie in Aussicht?
Wer denkt noch an die SED-Opfer? 16
Der Schicksalsbogen:
Menschen und Ereignisse in einer äußerst 
turbulenten Zeit 
Siegmar Faust zieht die Bilanz, die zugleich 
ein Stück Zeitgeschichte ist 17 – 18 
Einer, der für uns unvergessen bleibt
Über Gerhard Löwenthal 18
Blickpunkt Mecklenburg-Vorpommern 
Betrug an den Wählerinnen und Wählern? 19

Meinungen, Knastlexikon, Notiertes 6, 8, 14
Glückwünsche, Personen 4, 8
Termine, Briefe, Infos 5, 6, 12, 15
Nachrufe, Verstorbene 19, 20
Impressum / Informationen 20

Danke den Spendern. Unser Motto: Wir helfen uns und anderen. 
Johannes und Waltraud Rink, Horst Krutzsch, Hanne-
Lohre Dahnke, Waltraud Thiele, Gerd Lewin, Kurt 
Schröder, Karl-Günter Wehling, Günther Müller, Horst 
Lindemuth, Sigrid Schulz, Erdmute und Dr. Walter 
Weller, Frank Nemetz, Gerd Ahnert, Helmut Günther, 
Rocco Schettler, Lothar Ech, Klaus-Dieter Fritzsche, 
Dr. Bernd Röhlig, Karl-Heinz Werner, Friderun und 
Egon Seel, Annelies Anders, Helmut Meng, Gottfried 
Hoyer, Felix Heinz Holtschke, Günter Steinrücken, 
Carmen Lorenz, Beate Rusch, Frank Pasemann, Peter 
Schlegel, Ursula und Eberhard Lindner, Wolfgang 
Neuhaus, Anneliese und Norbert Schachnowski, Ruth 
Zabel, Waltraud Baumann, Dr. Peter-Joachim Lapp, 
Klaus Feibig, Gerd Lindner, Dr. Georg Steinhagen, 
Bringfried Schneider, Herbert Thomas, Walter Schra-
der, Jürgen-Kurt Wenzel, Wolfgang Seidel, Helmut 

Gorgas, Dr. Helmut Schulze, Jakob Weisbrod Hans-
Dietrich Kieckbusch, , Wilfried Seifert, Lutz Glaser, 
Wolfgang Sendzick, Brigitte Voelkel, Gisela Gärtig, 
Rosemarie Badock, Paul Radicke, Fritz Schaarschmidt.

Danke den fleißigen Spenderinnen und Spendern.

Besondere Grüße gehen an unserer verdienten Ka-
meraden Ehrhard Göhl, Paul Radicke und Arno 
Selten, die viel für die VOS und die Aufarbeitung 
der Diktatur getan haben und immer noch tun. 
Bleiben Sie und bleibt ihr gesund. Wir sind nicht 
mehr sehr viele, aber wir sind stark (immer noch).

Hinweis: Es konnten nicht alle Beiträge in diese Aus-
gabe aufgenommen werden. Bitte bei Leserbriefzusen-
dungen unbedingt die Adresse angeben. Sie wird nicht 
veröffentlicht. 
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Gegen Unrecht und Unwahrheit 
und für Demokratie eingesetzt
Glückwünsche zum 70. Geburtstag der VOS 
Liebe Vertreter des Bundesvorstandes der VOS, 
liebe sächsische Vertreter der VOS,
heute wäre Ihre Jubiläumsveranstaltung gewesen, mit 
der Sie auf 70 Jahre VOS zurückblicken und feiern 
wollten. Was für ein Anlass und wie gern hätten wir 
mit Ihnen gefeiert, denn die Geschichte der VOS ist ei-
ne besondere. Als am 9. Februar 1950 ehemalige In-
sassen des Speziallagers Sachsenhausen die Vereini-
gung der Opfer des Stalinismus gründeten, hätten Sie 
sich mit Sicherheit nie träumen lassen, dass ihr Ver-
band einst der mitgliederstärkste Verfolgten-Verband 
sein würde, der sich noch 70 Jahre später für die Be-
lange der politisch Verfolgten der SBZ und DDR ein-
setzt. In den langen Jahren des Bestehens der VOS hat 
sich die Vereinigung immer in gesellschaftliche Debat-
ten eingemischt und viel erreicht. Zum Beispiel, wenn 
es darum ging, Rehabilitierungsgesetze auf den Weg zu 
bringen, ja zu erstreiten, oder diese zu verbessern. Sie 
haben die Stimme erhoben, wenn Verbrechen, die im 
Namen des Kommunismus begangen wurden, ver-
schwiegen oder verharmlost wurden. Sie haben ge-
mahnt, wenn Orte des SED-Unrechts zu verschwinden 
drohten. Sie waren aber nicht nur immer gegen etwas, 
sondern auch dafür: für ein würdiges Gedenken an die 
Opfer des Kommunismus und für eine plurale demo-
kratische Gesellschaft, die Sie mit Ihrem Verband bun-
ter gemacht haben und immer noch machen. Sie selbst 
geben der Gesellschaft etwas. Sie haben Ihre Geschich-
te aufgeschrieben oder teilen sie in Gesprächen mit an-
deren. Diese Erfahrungen sind wichtig, vor allem für 
die, die das Glück hatten, nichts dergleichen erleben zu 
müssen.

Das jahrzehntelange Engagement der VOS als Mah-
nerin der Geschichte und als Lobbyistin der Opfer war 
wichtig und ist es noch heute, auch wenn viele der 
Mitglieder bereits in fortgeschrittenem Alter sind. Ich 
hoffe deshalb sehr, dass es die Mitglieder der Vereini-
gung schaffen werden, eine Brücke zur jüngeren Gene-
ration zu schlagen und vielleicht die eigenen Kinder, 
Enkel oder Urenkel für die Verbandsarbeit zu gewin-
nen.

Im Namen der Behörde des Sächsischen Landesbe-
auftragten zur Aufarbeitung der SED-Diktatur gratulie-
re ich Ihnen zu Ihrem Jubiläum. Ich danke Ihnen sehr 
für Ihr Engagement, für Ihr unermüdliches Wirken und 
die viele Zeit, die Sie dieser Aufgabe widmen.

Für die Zukunft wünsche ich Ihnen viel Kraft für alle 
Vorhaben, die Sie sich setzen und hoffe, dass Sie Ihre 
Ziele bei bester Gesundheit und mit großer Einigkeit 
verfolgen werden.

Ich hoffe, dass es bald wieder Veranstaltungen geben 
wird und wir die komplizierte Zeit bald hinter uns ha-
ben. Mit freundlichen Grüßen

Dr. Nancy Aris
Stellvertretende Landesbeauftragte

Bundesvorstand, Bundesgeschäftsführer und Redakteur 
danken im Namen der Mitglieder und des Landesver-
bandes Sachsen für diese wohltuenden Grüße. Seitens 
der VOS wird die weitere Zusammenarbeit angestrebt.

Interessante Angebote trotz an-
haltender Corona-Einschränkung 
Die Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur macht Mut und bietet digitale 
Lern- und Informationsformen an
Auch wenn wir derzeit keine öffentlichen Publi-
kumsveranstaltungen durchführen können, geht unsere 
Arbeit natürlich trotz der Corona-Einschränkungen 
weiter. Die von uns bundesweit geförderten Projekte 
und Vorhaben können hoffentlich im Herbst auch wie-
der öffentlich präsentiert werden. Wir selbst haben un-
sere Veranstaltungen vorerst bis Ende Juni abgesagt. 
Ob wir danach wieder Publikumsveranstaltungen wie 
die ab Anfang Juli geplante Diskussionsreihe zur Treu-
hand mit dem Institut für Zeitgeschichte in der geplan-
ten Form durchführen können, bleibt derzeit abzuwar-
ten. Auf jeden Fall arbeiten wir an alternativen Präsen-
tationsformen. 

Wenn Sie einen kleinen Ausflug auf unsere Homepa-
ge (https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/de/ 
stiftung) unternehmen möchten, werden Sie in unserer 
Mediathek Filme und podcasts finden (https://www.
bundesstiftung-aufarbeitung.de/de/recherche/ media-
thek?term). 

In den Themendossiers haben wir in den vergangenen 
Wochen zu anstehenden Jahrestagen und Ereignissen 
neues Material bereitgestellt. Und für den Unterricht 
haben wir unsere pädagogischen Angebote aufbereitet, 
so dass Lehrerinnen und Lehrer aber auch Schülerin-
nern und Schüler sich mit der kommunistischen Dikta-
tur in der Sowjetischen Besatzungszone und der DDR, 
der Friedlichen Revolution und dem Transformations-
prozess in der deutschen Einheit vertraut machen kön-
nen. Zu finden unter: https://www.bundesstiftung-
aufarbeitung.de/de/ stiftung/aktuelles/online-bildungs 
angebote-ddr-geschichte-fuer-zu-hause.

Es steht Ihnen auch die Möglichkeit offen, unseren 
Newsletter, den ich sehr empfehlen kann, zu abonnie-
ren; den entsprechenden Link finden Sie auf der Start-
seite der Homepage https://www.bundesstiftung-
aufarbeitung.de/de/start.

Bleiben Sie gesund 
Dr. Anna Kaminsky

Zeitzeugen-Projekt der VOS in 
NRW gibt trotz Pause nicht auf
Angesichts der anlaufenden Lockerungen im 
Lernbetrieb entsteht Hoffnung auf Neubeginn
Mit der vorsichtigen Wiederaufnahme des Lern- und
Lehrbetriebs an den Schulen und weiteren Bildungs-
einrichtungen im Bundesland NRW im Mai 2020 erge-
ben sich auch erste Signale für eine Wiederaufnahme 
der Tätigkeit des Zeitzeugen-Projekts ehemaliger poli-
tischer Häftlinge und Verfolgter des SED-Unrechts. 

Wie es absehbar gewesen war, musste die bis dahin 
immer erfolgreicher verlaufende Projektarbeit abge-
brochen werden, nachdem in der ersten März-Woche
NRW-weit noch mehrere Veranstaltungen mit ausge-
sprochen gutem Ergebnis durchgeführt worden waren.
Die beteiligten Kamerad*innen und die Ruhruniversität 
Bochum stehen für die Fortführung bereit.    V. Bosse
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Eine bittere Erinnerung, die 
jedoch umso notwendiger ist
Der Tod von Michael Gartenschläger jährte 
sich nun schon zum 44. Mal 
Trotz Corona-Pandemie und der damit verbundenen 
Vorschriften ist das Gedenken an Michael Garten-
schläger für alle, die sich mit dem SED-Unrecht und 
dem nur physisch untergegangenen Unrechtsstaat aus-
einandersetzen, auch in diesem Jahr unabdingbar. 
Wiewohl sich das Niederlegen von Gebinden oder 
Sträußen an der kleinen, mit sehr viel Liebe errichte-
ten Gedenkstätte im ehemaligen Grenzbereich nicht 
wie an den Vorjahren ermöglichen ließ, bleibt das Ge-
denken an die Nacht vom 30. April zum 1. Mai 1976 
für alle Aufrechten als mahnende Erinnerung weiter-
hin unvergessen und wichtig. Gartenschläger plante, 
auf das Grenzgebiet der DDR vorzustoßen und dort 
eine Selbstschussanlage SM 70 abzubauen, um sie 
später der Welt zu präsentieren und Honecker, der 
sich als demokratischer Staatsmann feiern ließ, die 
Maske der Verlogenheit zu entreißen. 

Es ist hinreichend bekannt, dass Gartenschläger in ei-
nen Hinterhalt geriet. Offenbar war er von jemandem 
aus seinem Umfeld verraten worden, und so konnten 
sich die Grenzposten der DDR, die bis ins Detail in-
formiert gewesen sein mussten, gut vorbereiten und 
den mutigen Widerständler mit ihren Schnellfeuerwaf-
fen töten. Dass es Mord war, ist unwiderlegbar. Die 
Täter jedoch blieben nahezu ungeschoren, und auch 
Honecker und die übrigen Auftraggeber des Politbü-
ros wurden für diese Tat nicht zur Verantwortung ge-
zogen. Genau genommen will die heutige Gesellschaft 
mit Aktionen dieser Art nichts zu tun haben. Umso 
wichtiger ist es, dass sich die VOS bedingungslos für 
das Gedenken einsetzt. Tom Haltern 

Die gewollte Verdrehung von 
Tatsachen und Begriffen 
Eine Diktatur, die kein Unrechtsstaat gewesen 
sein soll. Was war sie aber dann?
Kamerad Jörg Bilke schreibt an Bodo Ramelow, den 
die anderen Parteien ins Amt gehoben haben
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 
lieber Herr Ramelow,
nach der langwierigen Landtagswahl in Thüringen ha-
be ich gewartet, bis für Sie alles überstanden war, um 
Ihnen heute diesen Brief zu schreiben. Hätte ich bei 
der Feier zu Andreas Möllers 75. Geburtstag schon 
gewusst, dass Sie über den „Unrechtsstaat DDR“ ge-
nauso denken wie Dr. Gysi und Manuela Schwesig
(SPD), hätten wir damals schon darüber sprechen 
können.

In einem Rundbrief vom 7. Oktober 2019, den Ma-
nuela Schwesig und Sie verschickt haben, lese ich, 
dass Sie die Anwendung des Begriffs „Unrechtsstaat“ 
auf die 1990 untergegangene DDR für problematisch 
halten. Sie begründen diese Einschätzung damit, dass 
das „von vielen DDR-Bürgern als herabsetzend emp-
funden“ werde. Hier kann ich als ehemaliger DDR-
Häftling im Zuchthaus Waldheim nur Widerspruch 
anmelden. Ihr Parteigenosse Dr. Gregor Gysi hat 
schon vor einigen Jahren die Sprachregelung ausge-
geben, dass in der DDR viel Unrecht geschehen wäre, 
dass die DDR aber deshalb noch lange kein Unrechts-
staat gewesen wäre. Verstehen Sie diese Dialektik? 
Ich nicht.

Auch Manuela Schwesig verficht diese Dialektik. 
Sie sagt: „Die DDR war eine Diktatur“. Das ist rich-
tig, und das weiß man! Dann zählt sie die Merkmale 
einer Diktatur auf, freilich ohne die fehlende Gewal-
tenteilung, die die Demokratie auszeichnet, zu nennen. 
Sie will aber den Begriff „Unrechtsstaat“ für die DDR 
nicht verwendet wissen, obwohl die Begriffe “Dikta-
tur“ und „Unrechtsstaat“ Synonyme sind. Auch dieser 
Dialektik kann ich nicht folgen.

Am Sonntag, 20. Mai 1962, habe ich im Zuchthaus, 
und Hunderte Mitgefangene mit mir, erlebt, wie zwei 
Gefangene, die in der Nacht zuvor ausgebrochen wa-
ren, von neun „Volkspolizisten“ zusammengeschlagen 
wurden. Ihr Hände waren in Handschellen gelegt, ihre 
Füße in Holzpantinen, ihre Schädel, über die das Blut 
lief, geschoren. Mir fiel dazu nur das Wort „Faschis-
mus“ ein! In den 1950er Jahren gab es in Westberlin, 
erarbeitet vom „Untersuchungsausschuss Freiheitli-
cher Juristen“, die vierbändige Dokumentation „Un-
recht als System“, worin Dutzende politischer Prozes-
se vor DDR-Gerichten analysiert wurden. Der Titel 
„Unrecht als System“ ist für mich die zutreffende 
Kennzeichnung des SED-Staates.

Da Sie in Westdeutschland aufgewachsen sind und 
nie in der DDR gelebt haben (wie ich), können Sie das 
alles nicht wissen. Deshalb sind Sie auch empfänglich 
dafür, was Ihnen Manuela Schwesig ins Ohr flüstert. 
Aber, wie Sie gesehen haben, konnten Sie nicht ein-
mal damit die Wahl gewinnen, auch wenn ich mich 
freue, dass Sie wieder Ministerpräsident geworden 
sind. Mit freundlichen Grüßen

Dr. Jörg Bernhard Bilke
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Aus dem 
Tagebuch der
kritischen 
Gedanken

Wenn einer sowieso nichts 
auf der hohen Kante hat …
Könnte uns (und die Konzerne und Profiver-
eine) ein neuer Lastenausgleich endlich retten?
Es ist zwar längst nicht mehr zu verschweigen, dass die 
großzügig von unserer „Mutti“ und ihren ... äh ... unse-
ren gewählten Abgeordneten in alle Welt gespendeten 
Rettungspaketen eine Menge Geld kosten, auch wenn 
es lediglich gedrucktes Geld ohne goldenen Hinter-
grund ist. Da begreife selbst ich, der wenig bis gar
nichts auf der „hohen Kante“, nämlich nur ein Spar-
konto mit ein paar Cent über 5 Euro, hat, dass hier 
Geld einfach tonnenweise entwertet wurde und vermut-
lich weiter entwertet wird. Dafür habe ich nun wieder
einen Kopf voller (wunderbarer) Ideen, Meinungen, 
Hoffnungen, Gewissheiten und Widersprüchen. Mal 
sehen, ob das neben dem manchmal verzweifelten 
Glauben an Jesus Chr. zum Überleben reicht. Und da
ich im Gegensatz zu den reichen Philanthropen eher 
ein armer Idealist geblieben und gar noch Christ ge-
worden bin, darf ich mir wenigstens eines inneren 
Reichtums gewiss sein. (Aber bitte nicht weitersagen,
sonst muss ich den auch noch versteuern).

Bisher sprachen eigentlich nur jene der AfD naheste-
henden Crash-Propheten wie Max Otte, Markus Krall 
und Leute solchen Kalibers, also Miesmacher und Ver-
schwörungstheoretiker, von der Enteignung der Sparer, 
ja selbst derer, die 
fleißig arbeiten 
und Steuern 
zahlen. Deshalb 
ist es doch eine 
Sensati- on, dass 
jetzt so- gar Sig-
nale aus den Mün-
dern von Poli-
tikern zu hören 
sind, wenn man denn seine Ohren etwas aufsperrt. Sol-
che Alarmzeichen, gewissermaßen als Test, kommen 
natürlich nicht von ganz oben, sondern erst einmal vor-
sichtig aus der zweiten Reihe. Der ehemalige Vorsit-
zende einer ehemaligen Volkspartei, also der Sigmar 
ohne Sieg, ließ vernehmen, dass wir einen „Lastenaus-
tausch“ benötigen, den schon unsere Großeltern und 
Eltern geleistet hätten. Das wäre seiner typischen SPD-
Meinung nach ein großartiges Instrument, um die 
Corona-Krise meistern zu können. Und dann spricht er 
einen ungeheuerlichen Satz aus: „Wir stehen vor einer 
dramatischen Entwicklung in unserer Gesellschaft“. 

Au weh! Wenn eine solch düstere Prophezeiung so-
gar einem derartigen Experten entweicht, dann muss ja 
etwas dran sein, nur was? Gute Nacht, Deutschland!

Siegmar Faust

Was uns sonst noch droht …
Unsere "Mutti" rettet die Welt, die EU und arme 
Flüchtlinge. Darauf sind wir alle stolz, oder? Nun be-
siegen wir nur noch Corona, und Geld dafür fließt 
reichlich ... Nur wir Rentner schauen in die Röhren und 
bangen um die von Minister Heil groß angekündigte 
Grundrente ... Viele Grüße an ALLE, bleibt gesund 
und lasst euch nicht verwirren. Euer Fritz Sch. …

Er rührte (mit Gewalt und 
Terror) an den Schlaf dieser Welt 
Lenin wurde vom Initiator des Kommunismus 
zur Ikone und zu einem Gott. Ist er nun tot? 
Ein Gespenst geht umher in dieser Welt. Es heißt 
Lenin, und wie alle Gespenster ist es tot und wird ge-
rade deshalb gefürchtet und vergöttert. Lenin ist jedoch 
nicht nur ein Gespenst, er ist spätestens seit seinem 
Tod der zweite Stellvertreter Gottes. Mit der für die 
Lehrbücher fingierten Nachricht „an alle, an alle, Lenin 
ist tot …“ wurde er auf einen Thron gehoben, dessen 
Unterbau aus Gewalt und Fanatismus bestand. Lenin 
hat die Welt verändert, das ist wahr. Er hat alles zer-
schlagen und vernichtet, was nur annähernd kulturellen 
Wert hatte, er hat weder auf die Wirtschaft noch auf 
die Menschen, die er massenweise in den Hungertod
trieb, Rücksicht genommen. Eine zahllose Reihe von 
Untaten führte dazu, dass auf den Trümmern eines der 
rückständigsten Länder der Erde eine Welt entstand, 
die sich nur mit immer neuen Gewalttaten am Leben 
halten konnte. Doch Lenin war nicht einfach ein Dikta-
tor und ein Zarenmörder, er war im Grunde ein intelli-
genter Kopf, der es gerade wegen seiner Schlauheit 
verstand, mit poltischen Minderheiten ein ganzes Volk 
zu unterjochen und dieses solange mit seiner Ideologie 
vollzustopfen, bis er ein Heer von blindlings ergebenen 
Gefolgsleuten geschaffen hatte, das seine (von Marx 
entlehnte) Theorie auf Gedeih und Verderb umsetzte. 
Sein Instrument, die Partei neuen Typus, mit der er 
Disziplin und Strenge bis in die untersten Ebenen er-
wirken konnte, wurde zum entscheidenden Werkzeug
im Staatsaufbau, und diese Partei wurde mit ihrem 
Prinzip später von allen osteuropäischen Diktaturen, 
nicht zuletzt von der SED, übernommen. Nichts, aber 
auch gar nichts konnte einer solchen Partei entgehen, 
niemandem gelang ein Sonderweg.

Lenin gilt als Vorgänger und Wegbereiter Stalins. 
Natürlich setzte sich auch ein Stalin nicht ins gemachte 
Nest. Auch Stalin brachte sich durch seine eigene Tü-
cke und Brutalität passend in Stellung. Später war es 
Mao Zedong, der sich in vielem an Lenin orientierte. 
Auch er ein Schreckgespenst, das die Welt nicht so 
schnell vergessen wird. 

Das Zitat: 
„Die Kapitalisten werden uns noch die Stricke 
verkaufen, an denen wir sie aufknüpfen werden.“ 

Die Äußerung wird Lenin zugeschrieben

Lenin, Mao und selbst Stalin werden in ihren Län-
dern noch immer geehrt, gefeiert und – eben das – ver-
göttert. Nicht weniger als Marx, der nicht nur Stellver-
treter Gottes war, sondern der vielen als Erstgott gilt. 

So ist die Welt. Will sie sich ihre falschen Götter 
nicht verbieten und nicht nehmen lassen? Gilt die alte 
Weisheit: Je größer das Verbrechen, umso größer der 
Nachruhm und die falsche Verklärung? Man sollte bes-
ser aus eben diesen Verbrechen lernen. Die Welt ist zu 
schade, als dass wir sie immer wieder in die Hände von 
Extremisten und Fanatikern geben. Und es darf dabei 
keinen Unterschied machen, ob es ideologischer oder 
religiöser Wahnsinn ist, der sie verpestet.

Igor Gerd Lesnikow
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Mit Undurchschaubarkeit und Härte die Welt das Fürchten gelehrt
Vor 20 Jahren wurde Wladimir Putin Russlands neues Staatsoberhaupt. Eine Momentaufnahme
Die Frage, würde es heute ein so 
starkes Russland, wie wir es derzeit 
haben, ohne einen Mann wie Wla-
dimir Putin geben, ist leicht beant-
wortet: nein. Als Putin am 7. Mai 
des Jahres 2000 zum Präsidenten 
des immer noch flächenmäßig 
größten Landes vereidigt wurde, 
lag Russland auf den Knien. Wäh-
rend der endgültig vernichtende
Dolchstoß aus dem Landesinneren 
heraus geführt werden sollte, sahen 
die anderen Länder hämisch zu,
wie sich die einstige Supermacht 
auflöste. Europa hatte sich vom 
Joch des Kommunismus befreit, 
und nirgends empfand man Mitleid, 
mit jenem Land, das den halben 
Kontinent besetzt und durch er-
bärmliche, wenn auch gefährliche 
Vasallen in Schach gehalten hatte. 
Den ehemaligen, zwangsweise ver-
einnahmten Sowjetrepubliken er-
brachte der Niedergang des riesigen 
Nachbarn die Garantie für ihre 
künftige Eigenständigkeit und Aus-
richtung auf das westliche System. 
Der verlorene Angriffskrieg in Af-
ghanistan, der massive Aufstand in 
Tschetschenien, die Ausbreitung 
des Islam und der Wegfall der wirt-
schaftlichen Pfründen in den RGW-
Staaten hatten dieses Rumpfgebil-
de, das von der „ruhmreichen“ 
Sowjetunion übrig geblieben war, 
deformiert und ruiniert. Hinzu ka-
men die Katastrophe von Tschern-
obyl, die Unruhen unter den vielen 
Volksgruppen und aus den vordem 
unterdrückten Staaten Europas
Forderungen zur Rückgabe von 
Kriegsbeute und zur Entschädigung 
der bitteren, durch Diktator Stalin 
begangenen Verbrechen.

Bereits am Ende der Breschnew-
Ära wurde die damalige Sowjet-
union durch ihre wirtschaftliche 
Schwäche ins Wanken gebracht. 
Reagans gnadenloser Aufrüstungs-
plan war wie ein Marathonsprint, 
bei dem das „Reich des Bösen“ ek-
latant ins Hintertreffen geriet. Gor-
batschows Plan, sich dem Westen 
als Partner anzubieten und ein 
„gemeinsames Haus“ aller Staaten 
einzurichten, erwies sich als selbst 
gestellte Falle. Wer wollte einer
Regierung glauben, die jahrzehnte-
lang mit ihrem Würgegriff die hal-
be Welt umklammert hatte? 

Gorbatschows Angebot einer 
Öffnung kam vielmehr der Absicht 
der westlichen Politiker entgegen, 
den Sowjet-Kommunismus zurück-
zudrängen und geschichtliche Fehl-
entwicklungen zu korrigieren. Es 
war nur eine kurze Spanne, aber 
Politiker wie Kohl und Bush (sen.)
waren so konsequent und teils 
skrupellos, die eigenen nationalen 
und auch die globalen Ziele umzu-
setzen; und dies trotz des Wider-
stands im eigenen Land und im ei-
gen Staatenbündnis. 

Russland, Gorbatschow mit sei-
ner blauäugigen Zuversicht wurden 
überrannt. Und das war wichtig und 
richtig. Denn schon unter Jelzin, 
der die UdSSR auflöste und das 
wieder erstandene Russland ins 
Taumeln brachte, wäre unter den 
vormaligen Verhältnissen der Zu-
sammenbruch nicht gekommen. 

Man weiß nicht, wie schlimm es 
mit dem riesigen Reich geworden 
wäre, hätte vor zwanzig Jahren 
dann nicht Putin, der Mann mit 
dem Stein in der Brust und den be-
wegungslosen Gesichtszügen, die 
Staatsgeschäfte übernommen. Er-
zogen durch das Sowjetsystem und 
gestählt durch den KGB, war Putin 
genau der Mann, der, wäre er zehn 
Jahre früher in den Sattel gehoben 
worden, all das, was kam, nicht mal 
gedanklich zugelassen hätte: Den 
Zerfall des Paktes, die Befreiung
der Ostblockstaaten, die Freigabe 
des Baltikums, die deutsche Ein-
heit, die zeitweilige persönliche 
Freundschaft zwischen Helmut 
Kohl und Gorbatschow. Man hätte 
keinen Krieg in der Ukraine anzet-
teln und die Krim nicht annektieren 
müssen, das gewaltige Imperium 
wäre in seiner Bedrohlichkeit und
Expansionsbereitschaft erhalten 
geblieben.

Putin hat einen Teil des alten 
Glanzes zurückgeholt und den 
Landsleuten neuen, wenn auch be-
scheideneren Stolz eingehaucht.
Mag sein, Russland ist wirtschaft-
lich nur eine zweitrangige Macht, 
was es als Sowjetunion allerdings 
ebenso war, aber durch die Reakti-
vierung des gewaltigen Rüstungs-
apparates hat er Russland im Aus-
land zu frischem Einfluss verholfen 
und dem Land wieder mehr Selbst-

bewusstsein verschafft. Bosheit und 
Unberechenbarkeit sind wieder er-
standen. Wie einst die Sowjetunion 
wird Russland nun nicht geliebt, 
sondern gefürchtet. Das Land, und 
das genau geht auf Wladimir Putins 
Kappe, isoliert sich zunehmend. 
Die Mentalität, mit der Putin in der 
Öffentlichkeit auftritt, ist eben das, 
was die teils übersensiblen Politi-
ker*innen des Westens abschreckt 
und ihn im eigenen Land als Mann 
der starken Hand und der harten 
Entscheidungen ankommen lässt. 

Putin ist kompromisslos, un-
barmherzig und egoistisch. Er ist 
nicht bereit, irgendwelche Knoten 
zu entwirren oder ehrlich zu ver-
handeln, sondern er zerschlägt sie 
mit dem Schwert; und dies ohne 
Rücksicht auf Verluste, wie man es 
bei der Beendigung des Geiseldra-
mas durch die Tschetschenen vor 
mehreren Jahren oder beim Ab-
schuss eines Passagierflugzeuges 
über der Ukraine verfolgen konnte. 
Ihn kümmern keine Opfer im Syri-
enkrieg und keine toten Journalis-
ten. Er treibt massenweise Kriegs-
opfer an die syrisch-türkische 
Grenze, um damit Flüchtlingsströ-
me in Richtung Westeuropa zu er-
zeugen. Meinungsfreiheit wird –
siehe die harmlose Girl-Group Pus-
sy riot („Muttergottes, Jungfrau, 
verjage Putin“) – zunehmend zum 
Fremdwort. 

Für die Mehrheit der russischen 
Bevölkerung ist Putin genau das,
was Russland braucht und was es 
wünscht: eine Mischung aus Zar 
und Diktator, ein Präsident, der das 
Land, das er mit seinem verlogenen 
Auftreten und der demagogischen
Heuchelei realiter immer weiter in 
die Isolation treibt und in der Staa-
tengemeinschaft gefürchtet und 
respektiert wird. Ist es übertriebe-
ner Nationalismus oder kommunis-
tischer Imperialismus, was Putin 
der Welt vorführt? Oder kann man 
einfach von Größenwahn reden? 

Putin ist jetzt 66 Jahre alt, und 
man weiß von anderen Diktatoren, 
dass sie bis ins hohe Alter an der 
Macht festgehalten haben. Wird er 
also weitere zwanzig Jahre an den 
Schalthebeln Russlands sitzen und 
der Welt Rätsel aufgeben? 

B. Thonn
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Auch das Lager Ketschendorf war eine 
Todesfalle und eine schlimme Hölle
Doch das Recht des Siegers rechtfertigte diese Verbrechen 
und das unerträglichste Unrecht

Pressemitteilung

Lumpenproletariat?
Die Geschichte im Sinn von 
Karl Marx umdeuten?
Was sagst du zur Ostalgie, ge-
schätzter Mitbürger? Alles lustig 
und luxuriös gewesen, in der Zo-
ne? Selbst im Zuchthaus. 

War doch alles so schön in der 
DDR. Die Kunst, die Plattenbau-
ten, wir waren alle in der Pionier-
organisation und der FDJ, wie un-
sere Mütter und Väter dereinst in 
der HJ und beim BDM.

Alles war so gut in der Zone.
Was schlecht war, wird nicht er-
wähnt. Vom Widerstand gegen die 
real sozialistische Staatskultur re-
det niemand mehr, denn heute ist 
sie wieder salonfähig? 

Oder warum passiert alles in den 
Hinterzimmern? Wo ist die viel 
gerühmte Transparenz, und wer 
will hier 100.000,00 Euro spenden, 
wenn das Marx-Fresko im Neu-
brandenburger Rathaus, der alten 
SED-Bezirkszentrale restauriert 
werden soll? 

Kommt das Geld letztlich sogar 
von ehemaligen SED-Funktionären 
und Staatssicherheits-Mitarbeitern,
oder warum gibt Neubrandenburgs 
Oberbürgermeister keine erschöp-
fende Auskunft, woher das Geld 
zur Restaurierung kommen soll?
Wir erhoffen eine Antwort. 

André Rohloff

Was wir (auch) nicht
vergessen sollten

D a s   K n a s t l e x i k o n
In dieser Reihe möchten wir 
einige Ausdrücke/Begriffe er-
klären, die nur in der (DDR-)
Haft geläufig waren und die 
man nicht vergessen sollte. 
(als) Selbststeller
wird fälschlicherweise (!) jemand 
bezeichnet, der sich nach einer von 
ihm begangenen Straftat selbst den 
Polizei- oder Justizorganen stellt. 

Im Jargon der DDR-Inhaftierten 
war ein Selbststeller jemand, der 
vom Gericht abgeurteilt worden 
war und danach nicht in der Haft 
verblieb, sondern die Auflage er-
hielt, sich an einem bestimmten 
Tag in der zu bestimmenden Voll-
zugseinrichtung einzufinden. 

Üblicherweise wurden jedoch die 
Häftlinge mit dem „Grotewohl-
Express“ der Haft zugeführt.

Unter der Überschrift Alle kennen 
Auschwitz, aber wer kennt Ket-
schendorf? veröffentlichte der be-
kannte Publizist Dr. Klaus Peter 
Krause seinen Bericht nach dem 
Besuch der Wanderausstellung zur 
Geschichte des sowjetischen Spe-
ziallagers Ketschendorf.

Schon im April 1945, vor nunmehr 
75 Jahren also, richteten die Sow-
jets in Ketschendorf, heute zu 
Fürstenwalde gehörend, das erste 
von danach neun weiteren Lagern 
dieser Art auf dem Gebiet der spä-
teren Sowjetischen Besatzungszo-
ne (SBZ) nach dem berüchtigten 
GULag-System ein, mit dem sie 70 
Jahre lang ihre eigenen Bevölke-
rung in Angst und Schrecken hiel-
ten. Dazu wurde die Wohnsiedlung 
eines Industriewerkes umgestaltet. 
Diese war 1940 bezogen worden 
und war für etwa 500 Bewohner 
ausgelegt. 

Im Höhepunkt der Belegung, im 
Sommer 1946, befanden sich etwa 
12.000 Gefangene darin, Männer, 
Frauen und Kinder. Die jüngsten 
waren 12, die ältesten 72 Jahre. 
Kein Lagerinsasse war verurteilt.
Im Jugendhaus, einem Achtfamili-
enhaus, waren etwa 1.500 Jungen 
zusammengepfercht. 

Aufgrund der völlig unzu-
reichenden Ernährung und der ka-
tastrophalen hygienischen Verhält-
nisse starben fast 5.000 Häftlinge 

bis zur Auflösung des Lagers im 
April 1947. 

Die Zahl der an den Spätfolgen 
Verstorbenen lässt sich nur erah-
nen. Die Lagertoten wurden in 
großen Massengräbern würdelos 
nackt verscharrt. 

Nach Untersuchung durch sowje-
tische Militärärzte im Dezember 
1946 wurden 315 Häftlinge als ar-
beitsfähig eingestuft. Sie wurden 
im Januar 1947 als Zwangsarbeiter 
nach Sibirien verfrachtet, von wo 
sie im Mai 1950 oder erst 1952 
nach Deutschland zurückehren 
durften. 

Heute erinnert eine einfache Ge-
denkstätte an der Stelle der Mas-
sengräber an diese Menschen-
rechtsverbrechen, die niemals ge-
sühnt wurden, da vom Sieger be-
gangen. 

Wolfgang Lehmann März 2020
(Text und Foto)

ehemaliger Lagerinsasse
von Ketschendorf

Hinweise:
- Klaus Peter Krause, Jahrgang 

1936, Publizist und Autor, war 
von 1966 bis 2001 Wirtschafts-
redakteur bei der „FAZ“.

- Der genannte Beitrag des Au-
tors ist im Internet unter Ein-
gabe seines Namens und der 
Artikel- Überschrift unter dem 
Link https://ef-magazin.de/ 
2015/01/30/6325-speziallager-
der-sowjetunion-bei-fuersten 
walde-jeder-kennt-auschwitz-
aber-wer-kennt-ketschendorf
nachzulesen 

- Wolfgang Lehmann war als 
Minderjähriger unschuldig im 
Lager Ketschendorf inhaftiert 
und machte dort die Erfahrun-
gen, die hier beschrieben wur-
den. Obwohl inzwischen 91-
jährig, steht er, wie auf dem 
Foto ersichtlich, immer noch 
für Zeitzeugen- Veranstaltun-
gen zur Verfügung und wurde 
für solche auch vom Schulamt 
belobigt. Bei den Jugendlichen 
finden seine Schilderungen 
große Resonanz. 
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Bandenbildungen und kriminelle Vereinigungen als Rechtfertigung
Vor nunmehr 70 Jahren wurde das Ministerium für Staatssicherheit der DDR gegründet. Es ist trotz 
aller Repressalien ein unverzichtbarer Jahrestag – auch und für die Opfer dieses Organs
Es ist ein Jahrestag, an dem man 
nicht vorbei kommt: Am 8. Februar 
1950 wurde offiziell das Ministeri-
um für Staatssicherheit gegründet. 
Damit schuf sich jenes kleine Land 
zwischen Oder und Elbe ein In-
strument, mit dem es mit gleichsam 
brutalen wie auch hinterhältigsten 
Mitteln und Methoden eine Bevöl-
kerung von etwa 17 Millionen 
Menschen beherrschen und unter-
drücken konnte.

Die Angst vor dem – so die wei-
teren Bezeichnungen – Staatssi-
cherheitsdienst oder der 
Stasi war gewaltig. Und 
das keineswegs zu Unrecht. 
Widerwärtige Spitzeleien bis in 
Familien und Ehen hinein, un-
durchsichtige Intrigen in Arbeits-
kollektiven oder raffinierte Gewalt-
taten im eigenen Land oder jenseits 
der Grenze waren an der Tagesord-
nung. Auch politisch hochgradige 
Aktivitäten gehörten dazu, etwa der 
Sturz Willy Brandts oder die Besei-
tigung und Festsetzung von Re-
gimekritikern wie Robert Have-
mann. Die Stasi war überall, und 
wo sie nicht war, da hatte man 
trotzdem Angst vor ihr. Das Klima 
des Misstrauens und die Mentalität 
der Doppelgesichtigkeit bei vielen 
DDR-Bürgern umgab auch Men-
schen, die eigentlich nichts mit die-
sem riesigen Apparat zu tun hatten
und sich eher brav und anspruchs-
los als staatskritisch oder gar reni-
tent verhielten. Gab es in den 
1950er Jahren noch Massenverhaf-
tungen wegen ideologischer Ab-
weichungen und in den 1960er Jah-
ren zunehmend Verhaftungen we-
gen „Grenzverletzungen“, so ver-
feinerte das Organ seine Methoden, 
indem es Ausreiseantragstellern 
„Verbindungsaufnahme“ mit dem 
Westen vorwarf und das Strafge-
setzbuch allmählich mit kriminali-
sierenden Paragrafen wie „Banden-
bildung“ und „kriminelle Vereini-
gung“ spickte, wo ursprünglich po-
litische Delikte gestanden hatten.
Ob Honecker 1979 (drei Jahre nach 
dem Auftragsmord an Michael Gar-
tenschläger) seine per Interview 
aufgestellte Behauptung, es gibt in 
der DDR keine Politischen Häftlin-
ge, tatsächlich glaubte oder ob er es 

selbst aus Angst vor dem gefürch-
teten Stasi-Minister Mielke heraus 
posaunte, bleibt ungewiss. Immer 
noch waren die Gefängnisse und 
Untersuchungshaftanstalten des 
MfS mit Frauen und Männern, da-
runter auch Minderjährige, gefüllt, 
die das Leben in der DDR einfach 
satt hatten und weg wollten. Eben-
so wurden Bürgerinnen und Bürger 
eingesperrt, die sich zur Wehr setz-
ten und wegen anderer Meinungen 
aufgefallen waren.

Pflichtgemäß jedenfalls gratulier-
te jeweils zum 8. Februar das Zent-
ralorgan Neues Deutschland, bis in 
die 1980er Jahre von Politbüro-
Mitglied Schabowski als Chefre-
dakteur geleitet, mit einer riesigen 
Grußadresse und brüderlichen 
Kampfesgrüßen aus dem ZK der 
SED etwa mit dem Wortlaut: Die 
Angehörigen des Ministeriums für 
Staatssicherheit und des Wachre-
giments Felix Dzierzynski können 
an ihrem Jahrestag auf neue Erfol-
ge bei der Erfüllung ihres Kampf-
und Klassenauftrages zurückbli-
cken …

Dieses unheimliche Schreckens-
ministerium, geschaffen nach dem 
Vorbild der sowjetischen Radika-
listen, schreckte im Grunde vor 
keiner Schandtat zurück, und es 
kam vor sich selbst niemals in eine 
Art Gewissensnot, denn jedes be-
gangene Verbrechen wurde mit der 
Notwendigkeit des Kampfes gegen 
den Klassenfeind gerechtfertigt. 
Was in der Verfassung der DDR als 
Grundrecht festgeschrieben war, 
etwa Religionsfreiheit oder Unver-
letzbarkeit der Wohnung und des 
Postgeheimnisses, das galt für die 
Stasi nicht. Sie durchsuchte „kon-
spirativ“ Haushalte, fotografierte 
und protokollierte dort, sie fing 
Briefe ab und wertete diese aus, 
und sie belauschte Telefongesprä-
che und bestückte Wohnungen mit 
Wanzen. All das und vieles mehr 
ist belegt, und es kann von denen 

bezeugt werden, denen es wider-
fahren ist.

Und das Ende?
Als die Besetzung der Stasi-

Zentralen losbrach, hatten die Ver-
antwortlichen längst gehandelt. 
Man fand keine Mordpläne und 
kein radioaktives Material, man 
hatte im November 1989 auch alle 
Politischen Häftlinge freigelassen, 
die Untersuchungshaftanstalten 
präsentierten sich als Gefängnisse,
in denen wirtschaftsschädliche oder 
kriminell tätige Mitbürger ihr 

nunmehr mit vielen Rechten 
ausgestattetes Haft-Dasein 
fristeten. Die Zeiten der Isolie-

rung, des halbstündigen Aufent-
halts in den Hofkäfigen und der 
einzigen Informationsquelle mit 
Namen Neues Deutschland waren 
Geschichte. Offene Zellen, freund-
liche, faire Schließer*innen und
Vernehmungen in hellen Räumen, 
das Recht auf freie Wahl eines 
Rechtsanwaltes, das war das neue 
Gesicht des alten Schreckgespens-
tes, das uns bis heut in den Kno-
chen bzw. Albträumen steckt.

Zur Rechenschaft wurde nicht 
wirklich jemand gezogen. Mag 
sein, die anfänglichen Rentenbe-
schränkungen und einige Monate, 
in denen selbsternannte Stasi-Jäger 
unterwegs waren, hinterließen den 
Eindruck, es würde eine gerechte 
Aufarbeitung geben. Doch es blieb 
Illusion. Nicht mal die Häupter des 
staatlich betriebenen Terrors erfuh-
ren eine Bestrafung: Honecker, 
Stoph, Mielke. Man muss diese zur 
Farce bzw. zum Medienspektakel 
degradierten Prozesse nicht wieder 
ausbreiten. Peinlichkeit und Wut 
sind inzwischen fast verflogen.

Doch das Resümee für die Ge-
schichtsbücher bleibt unverändert: 
Ein Staat, der sich eines derartigen 
Terror-Apparats bedient bzw. ihn 
überhaupt erst austüftelt, kann im 
Rückblick nur als Unrechtsstaat be-
zeichnet werden. Mit Beschöni-
gungen wie „Es war ja nicht alles 
schlecht“ oder „Manches hätte halt 
nicht sein dürfen …“ kränkt man 
die Opfer, und man tilgt die große 
Wahrheit. Daher ist es also (doch) 
sinnvoll, an diesen 8. Februar 1950 
zu erinnern. B. Thonn
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Das Trauma der Diktatur überwinden und stark sein
Die Autorin Grit Poppe beleuchtet in ihrem soeben erschienenen Buch DDR-Schicksale
Diesen Angstfresser als Lebewe-
sen gibt es wirklich. Er heißt Hiru-
do Timor und wird in Asien für 
medizinische Behandlungen ange-
setzt. Und er ist ganz und gar nicht 
appetitlich anzuschauen, und das 
trifft auch auf die bei uns in 
Deutschland vorkommende ver-
wandte Gattung vor. 

Letzterer ist der Blutegel, der
hier seit einiger Zeit hauptsächlich 
in der alternativen Medizin einge-
setzt wird. Ziel der lange nicht be-
achteten Behandlung 
ist das Ingangsetzen 
eines Reinigungs-
oder Tilgungsprozes-
se im menschlichen
Körper.

Inwieweit die vorab gegebene 
Einführung einer fachlichen Prü-
fung standhalten könnte, ist uner-
heblich, denn jener Angstfresser,
um den es hier geht, ist in der von 
Grit Poppe erzählten Geschichte
vielmehr im übertragenen Sinn 
wirksam. Ihm obliegt symbolisch 
die Funktion der Aufarbeitung 
traumatischer Lebensereignisse aus 
noch nicht lange zurückliegenden 
Jahren in der DDR. 

Es geht um die Bewältigung per-
sönlicher Schicksale, resultierend
aus der Teilung des Landes. Die 
Grundkonstellation mag durchaus 

nicht ungewöhnlich sein, handelt 
es sich doch um eine Fluchtge-
schichte mit den lebensbedrohli-
chen Begleiterscheinungen von 
Schüssen und Grenzbarrieren so-
wie dem Auslösen von dauerhaft 
wirkenden Angstzuständen bei den 
Betroffenen. Zudem findet man die 
oft genug in widerlicher Wichtig-
tuerei agierenden kleinen SED-
Schergen wieder, die nicht nur 
Fluchtwillige in Angst und Schre-
cken versetzten.

Die Erzählweise ist unkompli-
ziert und – es mag übertrieben 
klingen – exzellent. Egal dass es 
gelegentlich zu romantischen An-
klängen kommt, verleiht sie dem 
Buch im Vergleich zu anderen 
Werken aus diesem Metier einen 
vorderen Stellenwert. Sie grenzt 
sich von ähnlichen Schilderungen,
wie sie in übertrieben sentimenta-
ler oder kitschiger Aufbereitung 
mehrfach in Verfilmungen anzu-

treffen sind, deut-
lich ab.

Als Leserin ist 
man vom ersten 
Satz an gefesselt 
und wird danach 
das Buch (auch auf 
dem E-Reader vor-
zufinden) nicht oh-
ne weiteres aus der 
Hand legen.

Nicht umsonst hat 
dieses neue Werk 
der gestandenen 
Autorin Grit Poppe
inzwischen schon
hochklassige Wer-
tungen in den digi-
talen Medien be-
kommen. Hier fin-
den sich auch In-
haltsangaben, wie-
wohl diese nur 
skizzieren und der 
Handlung nicht 
vorgreifen. Dieser 

sparsame Umgang mit den In-
haltsinformationen ist an sich sehr 
sinnvoll, denn es wäre schade, 
würde man (oder frau) vorab zu 

viel wissen. Fest steht, dass es sich 
in der Tat lohnt, dieses Buch (nicht 
nur zum Zeitvertreib) zu lesen
bzw. zu erwerben. Neben dem re-
gulären Verkaufspreis findet man 
im Internet bereits stark herabge-
setzte Ausgaben, die obwohl ge-
braucht, allemal ihren Zweck er-
füllen. Und natürlich kann man das 
ebook-Angebot nutzen. 

Grit Poppe selbst hat mit diesem 
(mindestens) sechsten Buch einen 
Volltreffer gelandet. Sie zeichnet 

Personenbilder, auf 
die man neugierig 

wird und an deren
Schicksalen man 

schnell eine Teilha-
be findet. Zugleich 

erfährt man eine Menge über die 
gesellschaftliche Realität in der 
DDR, wo gelogen und geherrscht 
wird und wo junge (sowie auch 
reifere) Menschen im Mief der 
Zwänge und Vorschriften oft kaum 
atmen können.

Wir wissen, dass sich die mit 
mehreren Preisen ausgezeichnete
Autorin bereits in der Aufarbeitung 
vor allem der Schicksale von Ju-
gendlichen, die in der DDR gera-
dezu zerquetscht wurden, verdient 
gemacht hat. Vieles, was sich in 
den schrecklichen Jugendwerk-
höfen abspielte, wurde im Zuge 
der Wende plattgewalzt. Die Opfer 
haben meist nichts in der Hand und 
werden schlicht beiseitegeschoben.
Stattdessen kommen gezüchtete
Aussagen von ehemaligen Insassen 
zu Wort, die die Aufseherinnen der 
grausamen Anstalten gar noch lie-
benswert und mütterlich darstellen.

Valerie Bosse

Grit Poppe: Angstfresser, Ta-
schenbuch, 352 Seiten, 20,00 €,
ISBN 978-3-96311-239-3 Erschei-
nungsdatum: Februar 2020
Über die Autorin: Grit Poppe ist 
1964 in Boltenhagen (Ostsee) ge-
boren, fühlte sich früh zum Medi-
um Buch hingezogen. Nachdem 
ihr das Abitur in der DDR ver-
wehrt wurde, studierte sie dennoch 
in der DDR Literatur. Sie schreibt 
mit dem Herzen und mit Präzision, 
wobei sie sich wichtigen Themen 
widmet. Viel Persönliches findet 
sich im Internet unter dem Link 
www.grit-poppe.de.
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Wir brauchen vertrauenswürdige Repräsentanten aus dem Osten
Mehrere namhafte ehemalige Bürgerrechtler setzen sich mit einem eindringlichen Appell für die
Wahl von Jes Möller bei der künftigen Besetzung des Bundesverfassungsgerichts ein
Für den 15. Mai 2020 ist/war die 
Wahl für die Besetzung des Bun-
desverfassungsgerichts vorgese-
hen. Es ging darum, erstmals ei-
nen vertrauenswürdigen Vertre-
ter aus den östlichen Bundeslän-
dern zu wählen. Da dies vorab 
nicht gesichert schien, plädierten 
bekannte ehemalige Bürgerrecht-
ler bzw. Oppositionelle der da-
maligen DDR, dafür einen aus 
ihrer Sicht geeigneten Kandida-
ten einzusetzen. Aus diesem 
Grund erging ihr Vorschlag für 
Jes Möller, der 1961 in Greifs-
wald geboren wurde und bis zum 
Mauerfall in der (vorwiegend 
kirchlichen) Opposition aktiv 
war und zu denen gehörte, die 
für die konsequente Auflösung 
des MfS eintraten.

Jes Möller (eigentlich Jens Al-
bert Möller) studierte ab 1991 an 
der Freien Universität Berlin 
Rechtswissenschaften und gehör-
te zunächst der SDP und danach 
der SPD an. Von 2012 bis 2019 
war er Präsident des Verfas-
sungsgerichts im Land Branden-
burg. Zuvor übte er mehrere 
wichtige Funktionen in den Ge-
richtsinstanzen desselben Bun-
deslandes aus. 

Lesen Sie nachstehend den Ap-
pel der Robert-Havemann- Stif-
tung, der von 18 ehemaligen 
Bürgerrechtler*innen der DDR 
unterzeichnet wurde und sich als 
Offener Brief an die Ministerprä-
sidentinnen und Ministerpräsi-
denten der Länder anlässlich der 
bevorstehenden Wahl zur Beset-
zung des Bundesverfassungsge-
richtes richtete. 
Sehr geehrte Damen und Herren,
am Freitag (15. Mai 2020 – d. 
Red.) stehen im Bundesrat Neu-
wahlen für das Bundesverfassungs-
gericht an. Sie haben damit die 
Möglichkeit, einen jahrzehntelan-
gen Missstand abzuwenden und 
zugleich – im dreißigsten Jahr der 
deutschen Einheit – ein wichtiges 
Zeichen zu setzen, das weit mehr 
als nur ein Symbol ist.

Wir unterstützen nachdrücklich 
die Wahl von Jes Möller zum Rich-
ter des Bundesverfassungsgerichts.

Jes Möller besitzt als erfahrener 
und angesehener Jurist alle fachli-
chen Voraussetzungen für das hohe 
Amt. Aber auch sein Werdegang ist 
eine Empfehlung, denn er stand für 
Demokratie, Freiheit und Rechts-
staatlichkeit zu einer Zeit ein, als 
dies mit hohen Risiken verbunden 
war und Bildungswege versperrte. 
Zum Glück war er 1990 noch jung 
genug, ein neues Studium zu be-
ginnen und dann im Osten unseres 
Landes als Jurist dazu beizutragen, 
dem Rechtsstaat zu Ansehen und 
Wirksamkeit zu verhelfen.

Vielleicht meinen einige von 
Ihnen, dass es nach 30 Jahren deut-
scher Einheit keine Rolle mehr 
spielen darf, ob jemand ost- oder 
westdeutsche Wurzeln hat. Und 
dass das, wenn überhaupt, allenfalls 
symbolische Bedeutung hätte. In 
diesem Fall müssten wir Ihnen aus 
mindestens zwei Gründen wider-
sprechen:

Erstens beruht unsere repräsenta-
tive Demokratie darauf, dass Men-
schen unterschiedlicher Herkunft 
und Identität sich überall dort ver-
treten sehen, wo relevante Ent-
scheidungen für das Gemeinwesen 
getroffen werden. Bitte unterschät-
zen Sie nicht, was es für Bundes-
bürgerinnen und Bundesbürger mit 
DDR-Vergangenheit bedeutet, 
wenn man, wie es leider tatsächlich 
der Fall ist, in den Führungsebenen 
von Unternehmen, Verbänden, 
Medien, Bundeswehr, Kirchen, 
Gewerkschaften, Verwaltungen 
und eben auch Gerichten kaum 
Menschen mit ostdeutscher Her-
kunft antrifft. Aussagefähige Zah-
len dazu gibt es leider in Fülle.

Aber es geht, zweitens, nicht nur 
ums Prinzip, sondern auch um die 
Praxis. Jeder weiß, dass Erörterun-
gen und Diskussionen immer auch 
durch den Lebens- und Erfahrungs-
hintergrund der Beteiligten belebt 
und geprägt werden. Wir haben oft 
erfahren, dass Debatten anders ver-
laufen – je nachdem, ob die „Wes-
sis“ und „Ossis“ unter sich waren 
oder sich einander mitteilten und zu 
verstehen suchten. Wir können uns 
nicht vorstellen, dass das beim 
Ringen um die Entscheidungen des 

Bundesverfassungsgerichts völlig 
anders ist.

In den zurückliegenden Jahrzehn-
ten sind herausragende Positionen 
höchst selten mit Ostdeutschen be-
setzt worden. Anfangs fehlten dafür 
oft fachliche Voraussetzungen, Er-
fahrung oder Laufbahnvorausset-
zungen, später war es oft einfach 
nur der Mangel an Vernetzung und 
Empfehlungen. 

Umso erfreulicher ist die Nominie-
rung von Jes Müller, der fachlich 
und persönlich über alle Vorausset-
zungen für dieses hohe Amt ver-
fügt. Deshalb bitten wir Sie, weni-
ge Monate vor dem 30. Jahrestag 
der deutschen Einheit die Gelegen-
heit zu ergreifen und endlich dafür 
zu sorgen, dass diese Einheit auch 
in der Zusammensetzung des Bun-
desverfassungsgerichts sichtbar 
wird.

Mit hochachtungsvollen Grüßen
Robert-Havemann-

Gesellschaft e. V. Berlin
Zu den Unterzeichner*innen gehö-
ren u. a. M. Nooke M. Birthler, I.
Kowalczuk, , U. Poppe, W. Schulz

Anm. d. Red.:
Über die Vita und das Wirken von 
Jes Möller finden sich hinreichend 
Eintragungen im Internet (u. a. Wi-
kipedia). 
Zum Ausgang der Wahl lesen Sie
in dieser Ausgabe einen weiteren 
Bericht bzw. Kommentar auf Seite 
19 und in den Medien. 

Das Foto zeigt den „Spion“ in ei-
ner Zellentür der Stasi-U-Haft
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Der Vorgang Blut für Devisen ist nun doch nicht ganz vergessen
Durch die Corona-Pandemie werden wir noch einmal an den Vorwurf, die DDR hätte 
Blutkonserven von Strafgefangen gegen Devisen in den Westen exportiert, erinnert
Im Zeichen der Corona-Diskussion 
stellte sich neben diversen anderen 
Begleiterscheinungen heraus, dass 
in den Krankenhäusern und ande-
ren medizinischen Einrichtungen 
die Blutkonserven zur Neige gin-
gen. Ursächlich wäre nicht die 
mangelnde Bereitschaft von Spen-
derinnen und Spendern, sondern es 
fehlen die Örtlichkeiten, an denen 
der kostbare Saft gezapft werden 
kann. Das verwundert, denn schon 
seit Mai rollt in der Bundesliga ne-
ben dem Ball auch der Euro, in den 
Fitnessstudios klirren die Eisen und 
selbst in den Tätowier-Stuben heizt 
man die Nadeln wieder an, um die 
Hautflächen von Jungen und Alten, 
von Managern und Hausfrauen mit 
Motiven unterschiedlichster (oder 
ewig gleicher) Art gegen die Ent-
richtung ansehnlicher Honorare zu 
verschönern oder zu verunstalten, 
je nachdem welche Einstellung 
man dazu hat. 

In diesem Zusammenhang wird 
sich der eine oder andere daran er-
innern, dass das Tätowieren in den 
Knast-Anstalten der physisch un-
tergegangenen DDR an der Tages-
oder Nachtordung war. Stirnbän-
der, Lidschatten und vornehmlich
(ganz gern unbekleidete) Frauenge-
stalten waren meist anzutreffen.
Bei den eingefleischten BVern (Be-
rufsverbrecher) und bei Kleinkri-
minellen sah man auch die wenig 
dekorative sogenannte Pennerträne, 
die eines der Symbole des gegen-
seitigen Erkennens war.

Verlassen wir mal dieses eher 
spezielle Thema Tätowieren bzw. 
Tattoo-Stechen und kehren wir zum 
Blut und zur Corona-Pandemie zu-
rück, wobei wir gleichzeitig das 
Thema Haft einbeziehen können. In 
der Freiheitsglocke 775 aus dem 
Jahr 2017 führten wir ganz intensiv 
die inzwischen leider verebbte De-
batte zur Zwangsarbeit, die (nicht 
nur) von politischen Häftlingen in 
der DDR geleistet wurde und dazu 
beitrug, dem SED-Staat devisen-
trächtige Exporte in die Bundesre-
publik zu ermöglichen, wobei die 
westlichen Firmen durch Billigim-
porte riesige Gewinne einfahren 
konnten. Der Verdacht bzw. der 
Beweis betraf beide Aldi- Gruppen, 
eine Strumpffabrik, das IKEA- Un-

ternehmen, den Volkswagen Kon-
zern, und eine nicht geringe Zahl 
anderer Westfirmen, die nicht nur 
in der Bundesrepublik angesiedelt 
waren. Dass zugleich auch DDR-
Betriebe wie die Reichsbahn, das 
Getriebewerk und andere VEB oder 
Kombinate von der Knochenarbeit
der Häftlinge profitiert haben sol-
len, lassen wir vorerst beiseite und
wenden uns dem Vorwurf zu, um 
den es an sich geht: Blutkonserven. 

Jemand, der den Beitrag in Aus-
gabe 775 nicht gelesen haben soll-
te, dürfte nun erstaunt oder entsetzt 
den Mund aufsperren. Und ihm o-
der ihr sei versichert, dies war der 
Fall. Was mit dem (auch damals 
geltenden) Menschenrecht unver-
einbar ist, wurde praktiziert. Aus 
der heutigen tags vorbildlich ge-
führten Haftanstalt Gräfentonna, so 
hieß es damals, seien Blutkonser-
ven, zu deren Abgabe man Häftlin-
ge gezwungen habe, über Zwi-
schenhändler in der Schweiz an das 
Deutsche Rote Kreuz in Bayern 
vermittelt worden. 

Soweit bekannt, äußerte sich je-
nes medizinisch tätige Organ, das 
die Blutkonserven bekam und ver-
wendete, nach Bekanntwerden der 
Zusammenhänge ernsthaft er-
schreckt, was sicherlich glaubhaft 
ist. Die Empörung in der Öffent-
lichkeit hielt sich dagegen in Gren-
zen. Es gab die üblichen Reaktio-
nen: Man muss erst mal überprü-
fen, ob es stimmt und überhaupt 
jemand zu Schaden gekommen ist. 
Blut bildet sich im Körper schließ-
lich nach, und zudem gibt es die 
Meinung, Blutspenden sei gesund 
(Man schaue auf die Anwendung 
des Blutegels, auch Angstfresser 
genannt). Und dann natürlich: Jetzt 
ist das ja vorbei, man kann es nicht 
mehr rückgängig machen, es gibt 
inzwischen viel wichtigere und 
schlimmere Probleme.

An die letzte Aussage lässt sich 
anknüpfen. Sollte es mit Corona 
weiterhin Einschränkungen geben, 
was dann, woher nehmen wir dann 
die Blutkonserven, die auf jeden 
Fall gebraucht werden? Am Straf-
vollzug dürfen wir uns nicht verge-
hen, diesmal würde es echt Konse-
quenzen geben. Man weiß, Täter 
unterliegen in unserer Gesellschaft,

im Gegensatz zu den Opfern, einem 
öffentlich überwachten Schutz. 
Vielleicht böte sich eine andere Lö-
sung an. Das Stichwort heißt Chi-
na. Diktaturen lösen ihre Probleme 
und die anderer Systeme mühelos. 
Man nehme die Frage der Entste-
hung des Corona-Virus. Es kommt 
zwar aus China, aber es ist dort 
nicht entstanden. Die Masken hin-
gegen, die China an andere Länder 
verschickte, entstanden zwar in 
China, aber sie hätten eigentlich 
dort bleiben sollen und der Bevöl-
kerung nützen sollen. 

Kann man also davon ausgehen, 
dass China, sollten bei uns die 
Blutkonserven knapp werden, dies-
bezüglich ebenfalls tätig wird?

Der Faden, den wir hier spinnen, 
wird allmählich zu dünn. Wir brau-
chen das Blut aus China ebenso 
wenig wie wir die Masken von dort 
gebraucht haben. China, geführt 
von der kommunistischen Partei, 
sollte besser bei sich Ordnung ma-
chen. Mit Ländern, die die Men-
schenrechte nicht achten, haben wir 
keine guten Erfahrungen gemacht. 
Dennoch darf nicht vergessen wer-
den, was zu Zeiten der SED-
Diktatur an Unrecht geschehen ist. 
Das Wesen eines Staates, der das 
(gespendete) Blut von Strafgefan-
genen gegen Devisen an andere 
Länder verhökert, kann nur aus Un-
recht bestehen. Das sollten wir 
nicht vergessen, und wenigstens die
Opfer und Widerständler sollten 
das immer wieder aussprechen. 

Valerie Bosse

Aus dem Neuen das Alte 
entstehen lassen
Die Krise als Chance sehen

Die Krise ist die Zeit des Um-
bruchs und der Erneuerung. Das 
Alte, Morsche, der Überfluss und 
die Trägheit brechen zusammen 
und zerfallen. 

Das keimende Neue muss die 
Reste des Alten zertreten und zer-
stören, so dass das Neue allein aus 
sich heraus entsteht.

Das Neue muss Ländergrenzen 
sprengen und den Völkern Freiheit 
und neue Stärke geben.

Leistung und fester Wille müssen 
wieder das Ziel der Menschen wer-
den. Dr. H. H. Schulze (VOS)
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Das Zitat: 
Ich habe manchmal noch einen fatalistischen 
Alptraum. Ich träume, wieder im Gefängnis zu 
sein: jeder Möglichkeit beraubt, Widerstand zu 
leisten oder für mich selbst zu entscheiden. 

Breyten Breytenbach, Schriftsteller Südafrika 
im Interview mit dem Spiegel (46 / 1986) über 

seine verbüßte mehrjährige Haftstrafe

TotenStille oder absichtliches Schweigen in Neubrandenburg?
Die SED-Opfer fragen weiterhin: Warum liegt immer noch kein Gedenkstättenkonzept vor? 
Nach wie vor ist die Situation der 
Sicherung und Erhaltung der 
Gedenkstätte im Bereich der 
ehemaligen Untersuchungshaft-
anstalt des MfS in Neubranden-
burg bedenklich. Dass sich hier 
in Kürze Verfall und Bedeu-
tungslosigkeit ausbreiten, scheint 
unvermeidlich. Umso verständli-
cher ist der Appell der Landes-
gruppe von Mecklenburg- Vor-
pommern, der sich an die Ver-
antwortlichen der Stadt – also die 
Politik, aber auch die Verwal-
tung richtet. 

Lesen Sie nachstehend, was hier 
auf uns zuzukommen droht.
Erst auf Initiative des Landesver-
bandes Mecklenburg-Vorpommern 
der Vereinigung der Opfer des Sta-
linismus wurden ein Teil des ehe-
maligen MfS-Geländes in Neu-
brandenburg und einige noch vor-
handene Überreste der Baulichkei-
ten unter Denkmalschutz gestellt.
Damit wurde eine Minimalforde-
rung der Opfer der SED-Diktatur 
mühsam erfüllt. 

Doch was geschieht nun? 
Nichts. Die einstige Stätte des po-

litischen Unrechts verfällt und ver-
kommt, weil sich niemand um die 
Instandhaltung bemüht. Seit Jahren 
sehen die Verantwortlichen der
Stadt Neubrandenburg zu bzw. 
weg, während sich die Natur das 
Gelände zurückholt und der Rest 
des Verfalls durch offensichtliche 
Vandalismus-Schäden beschleunigt 
wird. 

Muss das sein? 
Fragen muss man daher, warum 

immer noch kein Gedenkstätten-
konzept vorliegt und warum der 
seit Jahren anhaltende unansehnli-
che Verfall nicht gestoppt wird.

Unklar ist auch, warum die Stadt 
Neubrandenburg die dialogbereiten
Opferverbände der SBZ- und DDR-
Diktatur nicht in ihre Erinnerungs-

politik einbezieht und man nicht 
gemeinsam Konzepte zur kosten-
günstigen und würdigen Gestaltung 
und Erhaltung entwickeln will.

Die Neubrandenburger Ratsfrau 
Sigrid Strelow suchte das Gespräch 
mit dem stellvertretenden VOS-
Landesvorsitzenden von Mecklen-
burg-Vorpommern, um sich zu die-
ser Thematik auszutauschen. Frau
Strelow wandte sich daraufhin an 
die AfD-Fraktion, die mittlerweile 
tätig wurde und eine umfassende 
Anfrage zur weiteren Zukunft des 
Gedenkplatzes bei der Stadtvertre-
tung Neubran-
denburgs ein-
brachte. Die 
Folge war, dass 
aus den Reihen 
der Ratsfraktion
Bündnis 90/ Die 
Grünen eine
mündliche 
Rückfrage kam,
ob denn der 
stellvertretende
VOS- Landes-
vorsitzende 
Mecklenburg-
Vorpommerns
inzwischen 
AfD- Mitglied 
geworden sei.

Ich frage allen 
Ernstes: Ist das 
sachliche Politik oder alter SED-
Stil? Auf diese Weise wird von ei-
genen Verfehlungen und Versäum-
nissen abgelenkt. Hier geht es zum 
einen um die Rechte und die ord-
nungsgemäße Behandlung von 
Bürgern der Stadt, und zum ande-
ren fragen Opfer, die in der ehema-
ligen Haftanstalt gelitten haben, ob 
ihnen ein Teil ihrer Würde zurück-

gegeben werden kann. 
Es ist absolut unpas-
send und eines von den 
Bürgerinnen und Bür-
gern der Stadt gewähl-
ten Politikers unwür-
dig, so primitiv zu 
antworten. Nebenbei 
sei gesagt: Der stellver-
tretende VOS- Landes-

vorsitzende von Mecklenburg-
Vorpommern ist kein Mitglied der 
AfD, und wenn er das wäre, wäre 
es allemal seine private Angele-

genheit. Es sei hiermit daran erin-
nert, dass sich bisher keine (!) 
Fraktion der in der Stadt Neubran-
denburg vertretenen Parteien für 
das MfS-Mahnmal eingesetzt hat. 
Die Stadt Neubrandenburg ließ 
Vertreter des VOS- Landesverban-
des Mecklenburg-Vorpommern und 
der Presse im Jahr 2016 im Regen 
stehen, obwohl sie angekündigt 
bzw. zugesagt hatte, einen Vertreter
zu entsenden. Wenn manche Politi-
ker über die Verbrechen der DDR-
Diktatur hinwegsehen wollen, ist 
das die eine Sache. Aber es kann 

nicht sein, dass das alle tun und 
sich die Verwaltung dieser Haltung 
anschließt. Auch wenn inzwischen 
drei Jahrzehnte nach dem physi-
schen Zerfall der Diktatur der SED 
vergangen sind, stehen die Verbre-
chen weiterhin zu Buche: Töten,
Kindesentführungen, willkürliche 
Verhaftungen und dergleichen. 

Traumatisierte können oft gar 
nicht sprechen, daher bedarf es der 
Stätten, an denen an das Leid erin-
nert wird und sich die Opfer dort in 
Stille und Hingabe hinwenden kön-
nen. Auch für die Täter hat solch 
eine Stätte eine wesentliche Bedeu-
tung. Dort ruht ein Stück ihrer Ver-
gangenheit. Wir wollen nicht Ra-
che oder Strafen, aber wir müssen 
verhindern, dass vergessen wird, 
was war. Ansonsten wird es 
schwer, eine demokratische Gesell-
schaft für alle zu gestalten. 

André Rohloff / Fg
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Das Kollektiv hatte leider 
sehr wenig Positives zu berichten
Erfahrungen zur (Nicht)Mitgliedschaft in der DSF

In der vorigen Fg-Ausgabe war-
fen wir einen Rückblick auf die 
Gesellschaft der deutsch- sowjeti-
schen Freundschaft, deren Mit-
gliedschaft vor allem für berufs-
tätige Menschen in der DDR 
wichtig war, wollten sie keine 
Nachteile hinnehmen. In diesem 
Zusammenhang wurde unser 
Kamerad Dr. Heinz Schneider 
aufmerksam und sandte uns die 
Kopie eines Schreibens aus dem 
Jahr 1978. Damals war Kamerad 
Dr. Schneider Chefarzt am
Kreiskrankenhaus in Prenzlau. 
Auch sein „Kollektiv“, bestehend 
aus Ärzten und Krankenschwes-
tern, musste nachweisen, dass es 
im Sinne der sozialistischen Ge-
sellschaft bewusst und linientreu 
eingestellt handelte. Hierzu ge-
hörte die „freiwillige Zwangsver-
pflichtung“ zur Mitgliedschaft in 
der DSF. Diese war jedoch, wie 
der Ärztliche Direktor des Prenz-
lauer Kreiskrankenhauses dem 
Chefarzt Dr. Schneider mitteilte, 
nicht gegeben, so dass das Team 
lediglich die Note „genügend“ im 
sozialistischen Wettbewerb er-
hielt. Vor allem wurde bemän-
gelt, dass eine Krankenschwester 
ihre Mitgliedschaft im FDGB be-
endet hatte, wodurch das gesam-
te Kollektiv zu Schaden kam.

Sicherlich erinnert sich jede 
und jeder, die oder der in der 
DDR gelebt und gearbeitet hat, 
an derartige Vorgänge. Sie waren 
kleinlich und banal, aber zum ei-
nen hing die Höhe der Jahres-
endprämie (13. Monatsgehalt) 
davon ab, zum anderen war ein 
beruflicher Aufstieg mit solchen 
Defiziten kaum möglich. 

Bitte lesen Sie nachstehend die 
Erinnerungen, die Heinz Schnei-
der äußerst treffend zu Papier 
gebracht hat. 
Ich fand den Beitrag über die er-
zwungene Freundschaft sehr inte-
ressant und kann aus eigenem Erle-
ben als Leiter eines sozialistischen 
Kollektivs, der ich als Chefarzt ei-
ner Krankenhausabteilung zwangs-
läufig war, aus einem Schriftstück 
meines parteilosen Ärztlichen Di-
rektors einiges dazu beisteuern. Ich 

hatte die viel zu schlechte Bewer-
tung meines Kollektivs durch den 
ebenfalls parteilosen Leiter der 
Wettbewerbskommission ange-
zweifelt und eine bessere Bewer-
tung meiner Mitarbeiter verlangt.
Mein an sich sehr guter Chef ant-
wortete mir im Januar 1978: „Wir 
können davon ausgehen, dass in al-
len Kollektiven sehr gute fachliche 
Leistungen vollbracht worden sind. 
Daran zweifle ich gerade in Ihrer 
Fachabteilung keineswegs. Für den 
SOZIALISTISCHEN WETTBE-
WERB sind aber weitere Kriterien 
zur Bewertung angelegt worden. 
Zu Ehren des 60. Jahrestages waren 
die Kollektive aufgerufen worden, 
gesellschaftliche Aktivitäten zu 
entwickeln. Leider hat Ihr Kollek-
tiv in dieser Hinsicht sehr wenig 
Positives zu berichten. Während 
einige Kollektive eine 100%ige 
Mitgliedschaft in der Gesellschaft 
für Deutsch-Sowjetische Freund-
schaft erreicht haben ist die Seiten-
schwester Ihrer Abteilung aus per-
sönlichen Gründen aus dem FDGB 
ausgetreten. Dies ist nicht nur eine 
Angelegenheit der betreffenden 
Schwester, sondern des gesamten 
Kollektivs. Unter diesen Umstän-
den ist eine bessere Einstufung bei 
unbestritten sehr guten fachlichen 
Leistungen im Vergleich zu ande-
ren Kollektiven des Hauses wirk-
lich nicht möglich.“

Junge Menschen von heute kön-
nen sich diesen Zwang auf die da-
mals jungen Erwachsenen, der Ge-
sellschaft für Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft oder dem FDGB bei-
zutreten, sicher kaum vorstellen. 
Deshalb freue ich mich selbst als 
86-Jähriger täglich über die wie-
dergewonnene Freiheit der eigenen 
Entscheidung, die eine „führende 
Rolle“ einer einzigen Partei dauer-
haft ausschließt.

Dr. Heinz Schneider, Prenzlau
,

Notiert: Im Januar 1983 verlieh der 
Vorsitzende des Staatsrates der Deut-
schen Demokratischen Republik, 
Erich Honecker, der Deutsch-
Sowjetischen Gesellschaft anlässlich 
des 25. Jahrestages dieser Organisa-
tion den Orden „Stern der Völker-
freundschaft" in Gold. 

Ist das denn nicht die
Handschrift Putins?
Polizisten schaffen per 
Gewaltakt Rentnerin beiseite
Ob bewusste Provokation, Zufall 
oder einfacher Protest, ob Promi 
oder Normalbürger: So, wie es am 
17. Mai 2020 mit Angelika Barbe 
geschah, geht man nicht mit wehr-
losen, älteren Menschen um. Die 
ehemalige Bürgerrechtlerin näherte 
sich an diesem Tag einer Demo der 
Antifa und wurde dort aus Grün-
den, die noch zu klären sind, von 
zwei Polizisten mit Gardemaß und 
sichtlich trainierter Muskulatur ab-
geschleppt. Und dieses Wort „ab-
geschleppt“ hat nichts mit Unter-
oder Übertreibung zu tun, es be-
schreibt einfach den Vorgang wie 
er in mehreren Videos im Internet 
zu sehen ist.

Selbige Videos lassen einen frös-
teln. Wer nicht auf die Bezeich-
nung des Internet-Links schaut und 
den Ton abstellt, der könnte mei-
nen, es handelt sich um eine Szene, 
die sich im Herzen von Moskau er-
eignet, wo Präsident Putin mal eben 
wieder seine Kritiker*innen gna-
denlos abräumen lässt. 

Sind wir nun auch soweit? 
Man stelle sich vor, Frau Merkel, 

die in etwa so alt (oder jung) wie 
Frau Barbe ist und sogar ein biss-
chen die gleiche Vita hat, wäre ver-
sehentlich gepackt und gezerrt 
worden. Was dann?

Nun, Frau Merkel würde nie in 
diese Situation kommen. Aber sie 
steht an der Spitze der Regierung
und hat – auch dafür – eine gewisse 
Verantwortung. Sie sollte sich 
demnach die Videos – gemeinsam 
mit Herrn Seehofer, dem obersten 
Dienstherrn der Polizei, und dem 
Berliner Innensenator – anschauen. 
Und dann sollten diese drei einmal 
überlegen, was in Sachen Polizei-
Einsätze im Land richtig läuft: Lei-
der zu wenig. Denn wenn sich die 
Ordnungsmacht an den Schwachen 
vergreift und dort nicht auftaucht, 
wo man sie erwartet (bei Rasern, 
Randalierern oder Einbrechern), 
dann besteht ein anderer Hand-
lungsbedarf, als dass etwa zehn Po-
lizeihünen eine kleine Rentnerin 
packen, umringen und abschirmen. 

Dies alles mag etwas humorvoll 
klingen, doch es ist (sehr) ernst 
gemeint. A. Richter
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Die letzte Veranstaltung war sehr gelungen
Wolfgang Lehmann hat wertvolle Erinnerungen

Seit nunmehr zwanzig Jahren bin 
ich als Zeitzeuge in Wort und 
Schrift, vorzugsweise an Schulen, 
tätig. Warum ich vorher nicht hatte 
darüber sprechen können, müssten 
Psychologen herausfinden. Dabei 
war ich in der Aufklärung von 
Schicksalen immer wieder einmal 
erfolgreich. Am 20. Oktober 2017 
durfte ich in Bensheim anlässlich 
der 61. Tafelrunde der Lands-
mannschaft der Ostpreußen über 
meinen Lebensweg berichten. Es 
war übrigens die letzte, denn die 
Landsmannschaft löste sich am 
Jahresende aus Altersgründen auf. 
Unter den Zuhörern waren auch der 
mir unbekannte Dr. Hermann Koe-
be (IV). und seine Frau Elke. Er 
stammt aus Lu-
ckenwalde (Bran-
denburg) und war 
in vierter Genera-
tion Erbe der be-
deutenden Feuer-
wehrgerätefabrik 
Hermann Koebe. 
Die Firma Koebe
wurde nach dem 
Mauerfall nicht an 
ihn, den rechtmä-
ßigen Eigentümer, 
zurückgegeben, 
sondern von der 
Treuhand für 2 
DM (!) an einen 
branchenfremden 
Deutsch- Ameri-
kaner verhökert. 
Nach meinem 
Vortrag erzählte 
er mir, dass sein 
Vater, Hermann 
Koebe III., und 
sein Großvater, 
Hermann Koebe 
II., ebenfalls im sowjetischen Spe-
ziallager Ketschendorf als Gefan-
gene waren. Der Großvater, gebo-
ren am 31. Juli 1883 in Lucken-
walde, ist am 1. Februar 1946 im 
Lager umgekommen (Andreas 
Weigelt; Totenbuch Sowjetisches 
Speziallager Ketschendorf 1945-
1947; Wichern-Verlag 2014). Sein 
Vater sei, ebenso wie ich, unter den 
315 Gefangenen gewesen, die, nach 
Untersuchungen durch sowjetische 
Militärärzte, als arbeitsfähig einge-
stuft wurden, und am 31. Januar 

1947 nach Sibirien in das Zwangs-
arbeitslager bei Prokopjewsk ver-
schleppt wurden. (Nach einer wei-
teren Untersuchung am Grenzüber-
gang Polen – Sowjetunion wurden 
davon 92 nach Deutschland zu-
rückgeschickt, aber nicht entlassen, 
sondern in andere Speziallager ein-
gewiesen. Somit fuhren nur noch 
223 Gefangene nach Sibirien wei-
ter. 

In der Transportliste (Werner Tel-
tow; Pelzmützentransport; 2002) 
sind zwischen seinem Vater und 
mir 30 Namen aufgeführt. Da in ei-
nem (Vieh-)Waggon etwa 50 Men-
schen eingepfercht waren, ist es 
denkbar, dass wir beide in einem 
Waggon waren. 

Sein Vater hat, wie ich, Sibirien 
überlebt und ist 1949 in den Teil 
Deutschlands, der nunmehr DDR 
hieß, zurückgekehrt. Seit unserer 
Begegnung in Bensheim bin ich 
mit dem Ehepaar Koebe in enger 
Freundschaft verbunden.

Wolfgang Lehmann (91 Jahre)
Aufgeschrieben im April 2020

Die Fotos (© privat) zeigen Wolf-
gang Lehmann nach der Haftentlas-
sung (links) und zum 90. Geburts-
tag (rechts) vor zwei Jahren sowie 
seinen Entlassungsschein.

Wenige alte Genossen 
tragen noch Trauer
Kaum jemand aus der Ex-SED 
möchte die DDR zurück
Vor einiger Zeit habe ich wieder 
einmal meine Stasi-Akten gelesen,
die ich 1993 ausdrucken ließ.

Wenn in 100 Jahren einmal von 
unwissenden Menschen dieser Un-
sinn gelesen wird, werden diese 
nicht umhin kommen, in mir einen 
zweiten James Bond zu sehen. Die-
ser wahnwitzige Aufwand, welcher 
betrieben wurde, um Nichtigkeiten 
aufzuklären und gerichtsverwertbar 
zu machen, ist einfach unfassbar.
Die Machthaber von SED und Stasi 
waren krank in ihrem Denken.

Leider ist einiges von der BStU in 
den Akten geschwärzt worden, aber 
immer noch habe ich einen Über-
blick, über das was damals passiert 
ist. Durch die Wucht der Formulie-
rungen von den Organen hätte ich 
eigentlich lebenslänglich bekom-
men müssen, aber drei Jahre 
Zuchthaus waren denen wohl schon 
genug. Einzig positiv an dem Un-
rechtsstaat DDR war, dass es 
1989/90 nicht zum Blutvergießen
kam, als die Massen auf die Straße 
gingen und der laute Ruf nach der 
Einheit Deutschland erschallte. 

Die Machthaber der SED Diktatur 
haben die neue Zeit gut gemeistert,
und nur wenige Hartliner oder Ge-
scheiterte trauern diesen 40 Jahren
im SED-Staat nach. Kein Abschied 
auf der Welt fällt schwerer, als der 
Abschied von der Macht, und nur 
wenige Genossen von SED und 
Stasi tragen heute noch Trauer. Ei-
ne zeitliche Begrenzung der Macht, 
eventuell wie die Präsidentschaft in
den USA, wäre auch für Deutsch-
land wünschenswert.

Meine Lebenszeit läuft – wie die 
aller Menschen – irgendwann ab,
und ich fürchte für die Zukunft we-
der Tod noch schlimme Krankhei-
ten, wohl aber eine miserable Poli-
tik aller Führer dieser Welt. 

Jörg Petzold

Anm. d. Red.: 
Trotz der entspannten Aussage 
von Kamerad Petzold gilt nach 
wie vor der Ausspruch Albert 
Einsteins: 
Mehr als die Vergangenheit inte-
ressiert mich die Zukunft, denn in 
ihr gedenke ich zu leben. 
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N a c h r u f
Nach langer schwerer Krankheit verstarb am12. Juni unser von uns allen geschätzter Kamerad Wolf-Peter Rubner.Kamerad Rubner hat unserem Verband mehrere Jahrzehnte ange-hört und sich vor allem in der Ar-beit und Organisation der Bezirks-und Landesgruppe Hessen/ Rhein-landpfalz aktiv eingebracht. Im Rahmen der bundesweiten Arbeit der VOS ist er insbesondere den Delegierten der Generalver-sammlungen in guter Erinnerung. 

Hier bekleidete er mehrfach das Amt des Wahlleiters und trat somit die direkte Nachfolge unserer ver-dienten Kameraden Sigurd Binski, Helmut Stelling und Bernd Pieper an. Er versah diese Aufgabe mit großer Gewissenhaftigkeit und Übersicht. Sein Tod trifft uns hart, und unser Mitgefühl gilt in diesen Tagen seinen Angehörigen. Bei den Kameradinnen und Kamera-den war Kamerad Rubner wegen seiner außerordentlichen Hilfsbe-reitschaft und stets erlebbarenFreundlichkeit sehr beliebt. Er gehört zu den verstorbenen Kameraden, die wir sehr vermissenwerden. Das Gedenken an ihn werden wir bewahren, solange es diesen Verband und die Aufarbei-tung des SED-Unrechts gibt. 
Im Namen derLandes-und Bezirksgruppe Hessen/Rheinland-PfalzArno SeltenSowie der Bundesvorstand der Vereinigung der Opfer der Stalinismus

Das Zitat: Es ist nicht zu wenig Zeit, die wir haben, sondern es ist zu viel Zeit, die wir nicht nutzenLucius Annaeus Seneca

Hat dieses Verhalten 
mit Bürgernähe zu tun? Bündnis 90 / Die Grünen geben keine Antwort 
Obwohl als Einschreiben in die Post gegeben, hat unser Kamerad Karl-Heinz Genath, der seit Jahren für bessere Leistungen für die SED-Opfer kämpft, weder vom Vorstand noch von der Bundes-tagsfraktion eine Antwort bekom-men. In jeweils zwei Schreiben (vom 22.03. und 21.05 2019) setz-te sich Kamerad Genath für die so-ziale Besserstellung der SED-Opfer ein (Erhöhung und Dynami-sierung der Opferrente, Gleichstel-lung mit NS-Opfern). In einem weiteren Schreiben vom 18. Juli 2019 brachte sich Karl-Heinz Genath erneut in Erinne-rung, indem er die Frage stellte, warum sich ausgerechnet B‘90/ Die Grünen, die sich auch aus den Reihen des ehemaligen Neuen Fo-rums gegründet haben, nicht zu den gestellten Fragen äußern wol-len. Er wies darauf hin, dass eben-falls angeschriebene Behörden o-der Politiker sich keineswegs in derart befremdender Weise verhal-ten hätten. 

Hier wurde einer der 
Redner nicht genannt
Thiemann-Gedenkveranstal-tung mit gutem Ergebnis, aber unvollständiger Rednerliste
Trotz des guten Verlaufs und der inhaltlichen Dichte ist nachzutra-gen, dass der umfassende Beitragzum Gedenken an Ellen Thiemann in der Fg-Ausgabe 799/ 800 nicht ganz vollständig war. In dem ausführlichen Artikelwurde nicht erwähnt, dass nebenmehreren wichtigen Rednerinnen und Rednern der Landesvorsitzen-de der VOS in NRW Felix Heinz Holtschke ebenfalls eine kurze, spontane, weil unangekündigt und daher unvorbereitet, kurze Rede gehalten hatte. Durch sein unverschuldet verspä-tetes Eintreffen konnte Kamerad Holtschke auch nicht auf das ge-meinsame Foto der Anwesenden aufgenommen werden. Der Fg-Redaktion liegen diese Informationen erst nach dem Hin-weis von Kamerad Holtschke vor.Redaktion/ Bundesgeschäftsführer

Marx und Engels 
nur missverstanden?Die Stadt Neubrandenburg ehrt den Erfinder des Kommu-nismus. Warum? 
Die Stadt Neubrandenburg würdigt das Lebenswerk von Karl Marx mit der Wiederaufstellung des Marx-Denkmals in ihrem Zentrum. Viele meinen, seine Ideen sind im 20. Jahrhundert beim Aufbau und zur Rechtfertigung von Diktaturen lediglich missbraucht worden. Vie-le stellen auch heraus, das kom-munistische Manifest gehöre zum UNESCO-Weltkulturerbe, deshalb müsse man Marx ehren.

Im Manifest der kommunistischen Partei, steht schwarz auf weiß: „Die Kommunisten verschmähen es, ihre Ansichten und Absichten zu verheimlichen. Sie erklären es offen, dass ihre Zwecke nur er-reicht werden können durch den gewaltsamen Umsturz der bisheri-gen Gesellschaftsordnungen. Mö-gen die herrschenden Klassen vor einer kommunistischen Revolution erzittern.“ (MEW 4, 493). Nimmt man diesen und weitere Texte von Marx und, sehe ich Berge von Lei-chen und Ströme von Blut in den ehemaligen und aktuellen kommu-nistischen Ländern. Muss man nicht blind sein, wenn man ver-kennt, dass sich Verbrecher wie Stalin, Mao ... auf solche Werke berufen konnten. Die Stadt Neu-brandenburg hat bei der Aufstel-lung des Denkmals keinen Opfer-verband der SBZ- bzw. DDR-Diktatur beteiligt. Zeugt das von Unsicherheit und einem schlechten Gewissen? André RohloffAnm.: Soweit bekannt, haben weder Marx noch Engels die Stadt Neu-brandenburg nie besucht und sie auch nicht in den 46 Bänden MEW erwähnt. H. DiederichFoto: Marx-Büste im Highgate-Friedhof in London (© ARK)

China bebt
Nach Corona soll es Hong-
kong an den Kragen gehen
So wie sich die Volksrepublik Chi-
na der Welt präsentiert, könnte man 
meinen, das Land bewege sich in 
Richtung freie und offene Gesell-
schaft und von allem, was Staats-
präsident Xi Jinping, der in Mimik 
und Gestik zuweilen an die fried-
fertige Ausstrahlung von „Väter-
chen“ Stalin erinnert, verkündet, 
können die anderen Länder der Er-
de profitieren. Ist es wirklich so, 
oder ist China mit seiner globalen 
Expansionsstrategie nicht weitaus 
gefährlicher als das wirtschaft-
lich schwache Russland mit ei-
nem halbwegs berechenbaren 
Präsidenten Putin? 

China expandiert nicht nur 
wirtschaftlich, es nährt unter 
seinem Flügel die Atommacht 
Nordkorea, und es erhöht nach in-
nen zunehmend den Druck auf 
jedwede Opposition. Selbst das 
selbständige Taiwan, das sich nie-
mals vor einem militärischen An-
griff in Sicherheit wiegen darf, be-
zeichnet es als Provinz der Volks-
republik.

Der Prüfstein für die kommunisti-
sche Diktatur mit ihren kapitalisti-
schen Zügen bleibt Hongkong. Seit 
Monaten rumort es dort, wollen 
sich vor allem die jungen Men-
schen nicht die noch existierenden 
Rechte und bürgerlichen Freiheiten 
nehmen lassen. Sie wehren sich, 
nachdem die akute Corona-Welle 
durch das Land gezogen ist, nun 
wieder gegen die Machtansprüche 
und die Bedrohung aus Peking. Der 
monumentale Volkskongress hat 
im Mai richtungsweisend die 
kommunistisch bestialischen Zähne 
gebleckt, indem er die Übertragung 
des für das übrige China geltende 
Unrecht auf das einst unabhängige 
Hongkong beschloss. 

Was wird geschehen? Werden die 
Panzer bald wieder rollen, kommen 
neue Todesurteile, und werden die 
Gefängnisse sich erneut füllen? 

Man muss auch fragen, hat ein so 
riesiges Land die Brutalität und die 
Expansivität nötig, oder liegt sie 
ganz einfach im Wesen des Kom-
munismus, der seine Existenz nur 
als Diktatur des Unrechts und mit 
Gräueltaten behaupten kann?

Hugo Diederich

Unser Grundgesetz
Was darf der Einzelne, wo hat 
die Gesellschaft Vorrang?
Das Grundgesetz der Bundesrepub-
lik Deutschland hatte am 23. Mai 
den 71. Jahrestag seiner Verab-
schiedung. Es trat einen Tag später 
in Kraft und wird mit zunehmen-
dem „Alter“ zunehmend strapa-
ziert. Immer häufiger wir das Bun-
desverfassungsgericht, das als sein 
Bewahrer gilt, angerufen, um Fra-
gen individueller Rechte zu klären. 

Seit vor einigen Wochen die Vor-
schriften zum Schutz gegen die 
Ansteckung der Corona-Grippe ge-

lockert worden sind, berufen 

sich fast massenweise Bürgerinnen
und Bürger auf das Grundgesetz, in 
dem sie ihre Grundrechte auf indi-
viduelle Freiheit verankert sehen. 

Was ist individuelle Freiheit, darf 
sie über die Freiheit der Gesell-
schaft gestellt werden, darf sie wi-
der Vernunft und wider die Ver-
breitung von Krankheiten Vorrang 
haben? Ein Beispiel ist die Mas-
kenpflicht. Habe ich das Recht, oh-
ne Mund-Nasen-Schutzmaske an-
deren Menschen gegenüberzutre-
ten, wenn es wissenschaftlich be-
gründet wurde, dass ich auf diese 
Weise jemanden anstecken und 
damit töten könnte? 

Die Frage lässt sich tendenziell 
auf die Wirtschaftseinschränkungen 
und das Versammlungsverbot aus-
dehnen. Sie läuft damit auf die
Grundsatz-Forderung hinaus, sich 
als Einzelner oder in bestimmten 
Gruppen staatlicher- bzw. behördli-
cherseits keine Verhaltensvor-
schriften auferlegen zu lassen. 

Das BVG hat hierzu unterschied-
liche Entscheidungen getroffen. Ob
sie in jedem Fall richtig waren, 
wird man erst langfristig beurteilen 
können. Zu bedenken wäre jedoch, 
ob man nicht nach dem Motto 
„Vorsicht vor Risiko“ handeln soll-
te und wieweit es sinnvoll ist, sich 
Demos mit anarchistischen Zielen 
anzuschließen, die realiter die Eli-
minierung des Grundgesetzes und 
damit die tatsächliche Aufhebung 
der individuellen Freiheit bezwe-
cken.   Tom Haltern

Fass ohne Boden?
Die Angst vor Corona nimmt 
ab, Forderungen nehmen zu
Wie geht es, da sich die Pandemie 
abschwächt, nun weiter? Wird die 
Rückkehr in ein neues Leben mit 
den vielen befürchteten Einschrän-
kungen möglich sein? 

Vorausgesagt wird uns ein gran-
dioser Wirtschaftsaufschwung, der 
vor allem für Deutschland ein neu-
es Wachstum bringt. Und man 
sieht, den Mutigen gehört die Welt:
Am zweiten Wochenende im Mai 
eröffnete trotz vieler Vorbehalte die 
Fußball-Bundesliga bereits ihren 
Betrieb wieder. Natürlich, hier ist 

der Profit die treibende Kraft. 
Die großartigen Stars, die 
zumeist ja nicht mal aus 
Deutschland kommen, dürfen
ebenso wenig wie die Mana-

ger und die privaten Medien-
Anstalten keine Einbußen erleiden.
Auch die Autoindustrie darf nicht 
vergessen werden, das heißt, sie hat 
ja selbst dafür sorgt, nicht verges-
sen zu werden. Eine Abwrackprä-
mie, ob sie Sinn macht oder nicht, 
wäre ihr willkommen. 

Selbstverständlich kümmert sich 
der Staat auch um die Lufthansa. 
Hier stellt sich lediglich die Frage, 
ist ein zweistelliger Milliardenbe-
trag für dieses feine Unternehmen 
ausreichend?

Und da Deutschland das vielzi-
tierte Land mit den meisten Expor-
ten ist, müssen wir zudem die ande-
ren europäischen Länder unterstüt-
zen, damit wir unsere Exporte wei-
terhin dorthin schaffen können. Die 
Beträge sind unfassbar hoch. 

Tatsächlich kann man als Emp-
fänger einer kleinen Rente ange-
sichts der vielen (freiwilligen) Ver-
pflichtungen und der hohen Beträ-
ge, für die unser Land einstehen 
will, nur staunen. Es wird einem 
geradezu schwindelig. Wir SED-
Opfer sind zumeist Rentner*innen, 
und wir sollten froh sein, dass wir 
unsere Besondere Zuwendung und 
kurz vor Jahres- bzw. Toresschluss 
die Aufstockung durchgeboxt ha-
ben. Wir haben keinen Anspruch 
auf Soforthilfe oder einen kleinen 
Konsumtionsgutschein. Vermutlich 
wird es nicht mal eine Abwrack-
prämie geben, wenn demnächst un-
sere biologische Uhr abgelaufen ist.

B. Thonn
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Trotz Angebot vom Springerverlag: „Ich wollte frei bleiben!“
Die Wiedervereinigung brachte Turbulenzen und heftige Reibereien. Aber sie kam!
Fortsetzungsbeitrag für interes-
sierte Leserinnen und Leser: In 
einem mehrteiligen Beitrag für 
die Freiheitsglocke schildert Dis-
sidenten-Urgestein Siegmar 
Faust seinen Weg von den An-
fängen im schlammigen Sozia-
lismus bis zum Übertritt in die 
überstrahlende Welt des Wes-
tens sowie zu seinem unermüdli-
chen Einsatz für Aufarbeitung 
und Aufklärung. 

Der Beitrag muss aufgrund 
seines Umfanges und es begrenz-
ten Platzes in der Fg auf mehre-
re Ausgaben verteilt werden.
Der erste Teil war in Nummer 
809 nachzulesen. 

Lesen Sie nachfolgend den 
spannend unterhaltsamen zwei-
ten Teil einer ungewöhnlichen 
Lebensgeschichte.
Fast noch gegen meinen Willen 
lernte ich bald den sogenannten 
Medien-Zar Axel C. Springer (Zei-
tungsherausgeber und Verlagsin-
haber – d. Red.) persönlich ken-
nen, der sich schon, was ich erst 
jetzt erfuhr, für meine Freilassung 
eingesetzt hatte, als ich noch im 
Kellertrakt des Zuchthauses Cott-
bus einsaß und der mir nun eine 
Stelle als Kulturredakteur in der 
WELT-Belage „Geistige Welt“ mit 
einem Anfangsgehalt von 5.000 
DM anbieten ließ. 

Das unbedingte Eintreten 
für die friedliche Wieder-
herstellung der Deutschen 
Einheit in Freiheit war ein 
unerschütterlicher Grund-
satz in dieser Zeit.
Aber ich wollte frei, genau ge-

nommen freiberuflich, bleiben. Ich 
lernte ebenso Matthias Walden 
(Redakteur der Berliner Abend-
schau beim SFB – d. Red.) sowie 
die CSU-Bundestagsabgeordneten 
Hans Graf Huyn, Claus Jäger oder 
Theo Waigel kennen, alles Men-
schen, die ich bald mehr als alle 
Linken oder Linksliberalen schät-
zen lernte. 

Springer war damals wohl das 
schlimmste Hassobjekt der Linken, 
der Schriftsteller-Gruppe 47, der 
rebellischen Studenten, die ich 
vom Osten aus noch bewundert 
hatte, obwohl ich nur über sie in 

Rundfunksendungen westlicher 
Sender etwas erfuhr. 

Während Springer im Ausland 
um Frieden warb, blies ihm im ei-
genen Land mit der Parole „Ent-
eignet Springer!“ ein bösartiger 
Sturm entgegen und bildete mit 
dem Auftakt zu den 1968er Stu-
dentenunruhen. Dabei galten ver-
lagsintern im Springer-Verlag vier 
Grundsätze, die ich hätte alle un-
terschreiben können:
- Das unbedingte Eintreten 

für die friedliche Wieder-
herstellung der Deutschen 
Einheit in Freiheit.

- Das Herbeiführen einer 
Aussöhnung zwischen Juden 
und Deutschen, hierzu ge-
hört auch die Unterstützung 
der Lebensrechte des israe-
lischen Volkes.

- Die Ablehnung jeglicher Art 
von politischem Totalita-
rismus.

- Die Verteidigung der freien 
sozialen Marktwirtschaft.

Immerhin konnte ich bald eine 
sechsteilige Fernsehserie für das 
ZDF schreiben, bei der ich sogar 
meine Hafterlebnisse im Sozialis-
mus einbauen und einige aus der 
DDR geflüchtete oder freigekaufte 
SchauspielerInnen einsetzen konn-
te. Damals gab es noch das ZDF-
Magazin mit Gerhard Löwenthal 
und Fritz Schenk, in deren Sen-
dung ich auch einmal aufgetreten 
bin. Das ZDF-Magazin wurde 
mittwochs im wöchentlichen 
Wechsel mit dem die SPD- Ent-
spannungspolitik befürwortende 
Sendung Kennzeichen D (geleitet 
von Hanns W. Schwarze d. Red.)
gesendet. 

Schon damals empfand ich die 
bundesdeutsche Gesellschaft als 
gespalten, aber nicht vergleichbar 
mit dem Zustand heute im Jahre 
2020. Denn es gab in den 1970/
1980er Jahren noch zu allem einen 
Ausgleich, ein Gegenstück, sodass 
sich jeder im Rahmen des großzü-
gigen Grundgesetzes das aussu-
chen konnte, zu dem er sich hinge-
zogen fühlte.

Gerhard Löwenthal ging im 
ZDF-Magazin unverhohlen und 
kompromisslos vor, sodass er in 
das Visier der Stasi geriet. Die 

Sendung war selbst in der Bundes-
republik umstritten und wurde von 
den Linken stark kritisiert bzw. so-
gar angefeindet, jedoch kaum mit 
echten Argumenten, sondern nur
mit Spott- oder Hass-Vokabeln. 

Freilich, das ZDF-Magazin wag-
te es, die Linken und die Ostpolitik 
Willy Brandts ohne Wenn und 
Aber zu attackieren. Es verstand 
sich auch als Forum für DDR-
Bewohner, besonders der Opfer 
des SED-Regimes. Selbstverständ-
lich setzte sich auch Löwenthals 
Co-Moderator Fritz Schenk, der 
selber aus der DDR stammte und 
sogar als Bürochef des Vorsitzen-
den der Plankommission gearbeitet 
hatte, bevor er nach einer Inhaftie-
rung in den Westen floh, konse-
quent für die deutsche Wiederver-
einigung ein. Ganz anders hinge-
gen der für die SPD in den Wahl-
kampf ziehende und spätere Litera-
turnobelpreisträger Günter Grass, 
der sich selber sehr spät outete, in-
dem er erklärte, als Jugendlicher in
Hitlers Endkampf teilgenommen
und schließlich bei der Waffen-SS
mitgekämpft hatte, was er jedoch 
bis ins hohe Alter verschwieg. Er 
entwickelte sich dann in der Bun-
desrepublik neben dem Präsiden-
ten des PEN-Zentrums und dem 
Präsidenten der Berliner Akademie 
der Künste, Walter Jens, zu einer 
Art Moralapostel. 

Leider wurde das ZDF-
Magazin nach dem 65. Ge-
burtstag von Gerhard Lö-
wenthal nicht fortgeführt. 
Ein Schlag gegen die Kriti-
ker der DDR- freundlichen 
Berichterstattung.
Ausgerechnet Grass nutzte die 

krasse Inanspruchnahme des Grau-
ens von Auschwitz, um die Wie-
dervereinigung als historisch unzu-
lässig darzustellen. Leider wurde 
der Journalist Gerhard Löwenthal,
der vor dem Aussprechen der 
Wahrheit nicht zurückschreckte,
nach der Vollendung des 65. Le-
bensjahres gegen seinen Willen in 
den Ruhestand versetzt und eine 
Weiterführung des ZDF-Magazins 
unter einem anderen Redakteur 
nicht ermöglicht. 

nächste Seite
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von voriger Seite

Der Leiter (seit 1963) des Berliner 
ZDF-Studios, Hanns Werner 
Schwarze, glaubte von vornherein 
daran, „dass an der deutschen 
Zweistaatlichkeit nichts mehr zu 
ändern ist“. Diese Auffassung un-
terschied ihn fundamental von 
Löwenthals und Schenks politi-
scher Einstellung. Beide hielten an 
dem Gedanken der Einheit 
Deutschland fest. 

Ähnlich eingestellt waren einige 
CDU-Politiker, die entsprechend 
Rückgrat hatten und dem Kennzei-
chen-D-Team vorhielten, dass in 
deren Sendungen die DDR noto-
risch mit dem Weichzeichner be-
lichtet würde. Kennzeichen D war 
1971, also von Anfang an, zielge-
richtet etabliert worden, um eine 
Art Konzession an Sozialdemokra-
ten und Linke zu schaffen, die das 
ZDF nicht auf dem Löwenthal-
Niveau belassen lassen wollten. 
Freilich, das ZDF galt damals im 
Gegensatz zur ARD als CDU-nah.

Wie viele Wahrheiten in der Ge-
schichte kann es denn geben, 
Herr Marx?

Das alles war für uns, die wir aus 
einer eindimensionalen Diktatur 
kamen, verwirrend. Manchmal be-
dauerten wir schon, dass es keine 
einfachen Geschichtsgesetze gab, 
die ja Karl Marx sich einbildete, 
erkannt zu haben. 

Wie viele Wahrheiten kann es 
denn geben? Von jedem Gesichts-
oder Ideologiestandpunkt aus eine 
eigene?

Natürlich versuchten die SED-
Bonzen über ihren verlängerten 
Handlungsarm „Schild und 
Schwert der Partei“ besonders Lö-
wenthal zu bekämpfen wie keinen 
zweiten. Dass Löwenthal als Jude 
die Nazizeit überlebte hatte, könne 
nicht mit rechten Dingen zugegan-
gen sein. Ob-wohl Löwenthals 
Familie vernichtet wurde, suchte 
die Stasi nach belastendem Materi-
al aus dem 3. Reich. Sie fanden: 
nichts. Und als er dann gar noch 
die Aktion „Hilferufe von drüben“ 
ins Leben rief, gab‘s halt schon 
mal eine Bombendrohung. Als 
Löwenthal endlich vom eignen 
Sender ausgeschaltet worden war, 
knallten beim Mehrfachmörder 
Erich Mielke und seinen geheimen 
Genossen die Sektkorken. 

Ansonsten war die Stasi kein For-
schungsthema im Westen, obwohl 
alle westlichen Hochschulen und 
Institutionen von Stasi-Leuten 
durchsetzt waren. Es mag ja stim-
men, dass der überwiegende Teil 
der vielgestaltigen deutschen Lin-
ken keinerlei Sympathie für Ul-
bricht, Honecker & Co. hegte, denn 
sie würden ja alles besser, gerechter 
und freiheitlicher machen wollen, 
wenn sie an der Macht wären. 

Sie fanden nichts, um Gerhard 
Löwenthal eine Nazi- Vergan-
genheit anzuhängen und waren 
der Meinung, es könne nicht mit 
rechten Dingen zugehen, dass er 
die NS-Zeit überlebt hatte.

Doch sie hatten bestimmt nichts 
dagegen, dass Hunderte von Milli-
onen Mark vom armen Osten in 
den reichen Westen flossen, um 
Einfluss auf die Politik in der Bun-
desrepublik zu nehmen durch 
Geldzuflüsse an die DKP und ihre 
Zeitschriften und Verlage sowie an 
neu gegründete Parteien wie die 
Deutschen Friedensunion (DFU) 
bis zur Finanzierung von Verlagen, 
Zeitungen und Zeitschriften, das 
hätte jeder ahnen können, wenn er 
es denn hätte wissen wollen. Es 
dürfte auch kein Zufall sein, dass 
ein Autor wie Günter mit seiner 
angeblichen Entlarvungsliteratur 
der kapitalistischen Verhältnisse 
zum Bestsellerautor einer linkspo-
pulären Geschichtsschreibung 
werden konnte. Der Schriftsteller 
Bernd Engelmann gehörte dem 
Präsidium des westdeutschen 
PEN-Zentrums an und war von 
1977 bis 1983 Vorsitzender des 
Verbands deutscher Schriftsteller 
(VS) in der IG Druck und Papier, 
der wiederum der aus der KPD 
herkommende Leonhard Mahlein 
vorstand. Wegen dieser Umstände 
trat ich wie Reiner Kunze und vie-
le andere Schriftsteller, die aus 
Mitteldeutschland stammten, dort 
aus und trat in den Freien Deut-
schen Autorenverband (FDA) ein, 
in dessen Vorstand zwei konserva-
tive Nazi-Gegner waren: Prinz 
Hubertus zu Löwenstein und 
Volkmar von Zühlsdorff, die beide 
in ihrer Jugend dem demokratisch 
orientierten Republikschutzbund 
„Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold“ 
angehört hatten.

Siegmar Faust, Berlin, 2020
wird fortgesetzt

zur Person und zur Sache

Überlebt und weiter 
gegen jedes Unrecht 
gekämpft
Vor 51 Jahren präsenentierte
Gerhard Löwenthal die erste 
Ausgabe des gefürchteten 
ZDF-Magazin
Ab 1969 lief im Zweiten Deut-
schen Fernsehen etwa im Zwei-
Wochen-Rhythmus eine Sendung
namens ZDF-Magazin, die von 
dem kompromisslosen Moderator 
Gerhard Löwenthal redaktionell 
geleitet wurde und im wahren Sin-
ne des Wortes die Gemüter erregte. 
Zum einen wurde hier das Unrecht 
in der DDR schonungslos aufge-
deckt, womit Fluchtversuche, To-
desschüsse und Repressalien des 
SED-Regimes gemeint sind, zum 
anderen lehnten die hier gezeigten 
Berichte viele Politiker, Journalis-
ten und Zuschauer diese offene 
Berichterstattung ab, weil der 
DDR damit großer Schaden zuge-
fügt wurde. Kaum jemand aus der 
zweiten Klientel kam jedoch auf 
die Idee, dass eine Beendigung des 
SED-Unrechts auch ein Ende die-
ser Form eines derart schonungslo-
sen, der Wahrheit verpflichteten 
Magazins bedeutet hätte.

Gerhard Löwenthal wurde somit 
zum Feindbild, und das nicht nur 
in den Reihen der SED-Hardliner, 
sondern auch in seinem eigenen 
Land. Nur zu gern hätte man ihn 
abserviert und die Ausstrahlung 
des ZDF-Magazins abrupt beendet. 
Da Löwenthal jedoch Jude war 
und den Holocaust durch Glück in 
England überlebt und in den To-
deslagern des NS-Regimes mehre-
re Familiengehörige verloren hatte, 
konnte man ihn nicht ohne weite-
res zum Aufhören zwingen.

Das ZDF-Magazin lief somit bis 
zu seiner Berentung im Jahr 1987. 
Die Themen waren fortan uner-
wünscht. Gerhard Löwenthal, 
vormals auch Chefredakteur beim 
RIAS Berlin, blieb jedoch der 
Aufarbeitung weiterhin verbunden. 
Bis zu seinem Tod im Dezember 
2002 nahm er an Veranstaltungen 
der VOS teil und unterstützte den 
Opferverband durch seine Erfah-
rungen und seine Präsenz. 

Tom Haltern / Hugo Diederich
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Wir trauern um

Karl Joachim Eberhard Pohl Bezirksgruppe Bonn
Andrea Fuck Bezirksgruppe Rhein-Ruhr
Heinz Jost Bezirksgruppe Chemnitz
Horst Schmidt Bezirksgruppe Reichenbach-Vgtl.
Dr. Reinhard Gockeln Bezirksgruppe Dortmund
Gerhard Heiland Bezirksgruppe Dortmund
Johannes Schulze Bezirksgruppe Freiberg

Die VOS wird ihnen ein ehrendes 
Gedenken bewahren

 

Mit dieser Art Politik kann bei uns keine Demokratie mehr gedeihen
Unfassbares Verhalten der CDU in Mecklenburg-Vorpommern hilft den Linken 
Das ist ein starkes Stück und hinter-
lässt erneut ein Fragezeichen bei al-
len, die bisher an ein glaubwürdiges 
Verhalten der demokratisch gewähl-
ten Parteien Deutschlands geglaubt 
haben: Im Mai wurde mit den Stim-
men von Linken, SPD und CDU das 
Linken-Mitglied Barbara Borchardt 
zur Verfassungsrichterin gewählt. In 
den Medien wurde über den gerade-
zu skandalösen Vorgang fast gar 
nicht berichtet, und auch Kanzlerin 
Merkel, die derzeit nicht in Südafri-
ka weilte, meldete sich nicht zu 
Wort. Doch das Wenige, das in den 
Medien über die siegreiche Kandida-
tin zur Sprache kam, lässt aufhor-
chen und hinterlässt Fragen, die 
nicht nur Partei-Lobbyisten empört. 
Sind doch über die Vergangenheit 
und auch die Gegenwart der frisch 
gewählten Richterin Fakten an das 
Tageslicht gekommen, die dem ein-
fachen Bürger den Glauben an De-
mokratie und Anstand in diesem 
Land genommen haben. So wurde 
geschrieben, dass die neu gekürte 
Richterin Mitglied in einer linksext-
remistischen Organisation sei, die 
für die Überwindung des Kapitalis-
mus eintrete. Fragt sich: Ist es nicht 
schlimm genug, dass eine solche 
Organisation überhaupt existiert, 
zumal wir die immer noch vorgese-
hene Quote der zu erschießenden
Millionäre im Gedächtnis haben? 
Und dann muss eine solche Person 
in genau jenes Organ gewählt wer-
den, dass das Agieren von gewaltbe-
reiten Gruppen unterbinden soll.

Wer es nicht wissen sollte: Diese 
Wahl konnte nur gelingen, indem 
sich die CDU mit hinreichender Zahl 
an Ja-Stimmen beteiligte. Wie soll 
man das nennen: Verrat an den 
Wählerinnern und Wählern oder ein-
fach deren Vera … 
schung? Man sollte in 
diesem Land keine gro-
ßen Appelle halten, um 
die Prozente der AfD-
Stimmen zu reduzieren. 
Ein derartiger Vertrau-
ensmissbrauch ist genau 
der Grund, dass sich zu-
nehmend Menschen von 
den alten Parteien ab-
wenden oder erst gar 
nicht wählen gehen. 
Man hat im September
in Thüringen bereits ge-
sehen, wie auch die 
CDU dazu beigetragen 
hat, Herrn Ramelow 
wieder ins Amt zu he-

ben. Die Prozedere der Stimmenthal-
tung und der konsequenten Absage, 
weder mit rechts noch mit links zu-
sammenzugehen, erweisen sich 
nunmehr als Schwindel. Mag sein, 
dass es daran liegt, dass die Partei-
spitze der CDU ihre Basis nicht 
mehr erreicht oder dass sie sich tat-
sächlich auf Dauer der Linken annä-
hern will, dann wäre es doch allemal 
besser, sie würde sich offen zu be-
kennen, wodurch sie vor den nächs-
ten Wahlen nicht zu neuerlichen Lü-
gen greifen müsste. Es ist ohnehin 
nicht vergessen, dass sich einzelne 
Führungsmitglieder bereits zustim-
mend zur Annäherung an die Linken 
geäußert haben. 

Hugo Diederich, VOS Berlin: Wer
die CDU an die Linkspartei verscha-
chern will, fügt den SED-Opfern und 
der Demokratie schweren Schaden zu.

Die Folge wäre allerdings ein weite-
rer Zerfall des Parteienspektrums. 
Da auch die AfD, zumindest auf 
Bundesebene vor dem Zusammen-
bruch steht und ein Wiedereinzug 
der FDP in den Bundestag zweifel-
haft ist, wäre wiederum Platz für 
neue Parteien. Und das wäre für das 
Land schlecht. Selbst jemand wie 
Frau Merkel, die im Schmieden von 
Koalitionen geübt ist, dürfte es 
schwer haben, ihre CDU zu retten.
Fest steht, eine solche Chance, wie 
sie Merkel und ihre CDU mit der 
Bewältigung der Covid-19-Grippe 
bekommen haben, wird es nicht so 
schnell wieder geben. Nicht mal 
wenn eine zweite Welle, wie sie be-
fürchtet wird, nachfolgen sollte. Auf 
einmal sind die alten Fragen wieder 
offen, ist auch die Erinnerung an den 
Erfurter September wieder da. Was, 

wenn wir jene Abstimmung in 
Mecklenburg-Vorpommern ins Vi-
sier nehmen, ist bei der Landtags-
wahl in Thüringen anders gelaufen, 
was in Schwerin nicht passiert ist?
Ist, sicherlich auf anderer Ebene, 
nicht zweimal das gleiche passiert? 
Kann man übrigens Thomas Kem-
merich vorwerfen, jemals einer ext-
remistisch ausgerichteten Organisa-
tion angehört zu haben? Hat er in der 
DDR eine die Diktatur unterstützen-
de Funktion ausgeübt oder war er
nicht wenigstens Mitglied der SED 
gewesen? Alles nein. Er hat ledig-
lich versucht, die Wahl von Bodo 
Ramelow, einem Linke-Politiker, zu 
verhindern, und dafür hat er Mehr-
heiten bekommen und dafür ist er 
dann gemobbt und bedroht worden, 
nicht nur er, sondern auch die Fami-
lie. Man hat ihm nicht einmal die 
Chance gegeben, in diesem Parla-
ment mit SPD und Bündnis 90 zu 
verhandeln, um vielleicht eine ganz 
andere Regierung als mit AfD-
Unterstützung zu bilden. Er wurde,
angefangen in der eigenen Partei, in 
Grund und Boden verdammt.

Markus Blume, Generalsekretär 
der CSU: Wer Verfassungsfeind ist, 
kann kein Hüter der Verfassung sein 
– das ist schizophren.

Es heißt, die AfD richte Deutschland 
und die Demokratie zugrunde. Das 
mag sein, und vieles spricht dafür. 
Aber wenn die anderen Parteien 
durch eklatante Vertrauensbrüche die 
Wählerinnen und Wähler verprellen 
und ihnen die eigenen Pfründen und 
Mandate wichtiger sind als die Zusa-
gen für ihre spätere Politik, dann 
kann dieses Land ohnehin nicht de-
mokratisch gedeihen. B. Thonn/HD



Trauer um einen 
wertvollen Kameraden
Zum Tode des langjährigen stellver-
tretenden Landesvorsitzenden NRW 
Eberhard Pohl
Mit großer Trauer erfuhren der Bundesvor-
stand der VO, der Redakteur der Freiheits-
glocke sowie die Mitglieder in NRW vom 
Tod unseres Kameraden Eberhard Pohl. Ka-
merad Pohl verstarb am 11. April (Oster-
samstag) dieses Jahres, nachdem er einen 
Monat zuvor noch seinen 92. Geburtstag er-
leben durfte und sich auch noch telefonisch 
mit der Bundesgeschäftsstelle und den Ka-
meraden des Landesgruppe NRW verstän-
digt hatte.

Mit Eberhard Pohl verliert die VOS eine ihre großen 
Stützen, die über Jahrzehnte das Geschehen vor allem 
in NRW, aber auch bundesweit mit bestimmt und vie-

len Kameradinnen 
und Kameraden ge-
holfen haben. Bis 
zuletzt hat er sich an 
der Vorbereitung 
und Organisation 
von Gesprächen 
und Veranstaltun-
gen beteiligt und 
versucht, dem Ver-
band in der schwe-
ren Zeit zur Seite zu 
stehen.

Eberhard Pohl ge-
hörte schon sehr

früh zu den Inhaftierten der harten stalinistischen Ära. 
Er wurde von der Stasi und den Sowjets selbst in West-
Berlin verfolgt und von der Lügenpresse der DDR als
gemeiner Verbrecher bezeichnet. Er verbrachte Jahre 
seines Lebens in Lagern und Gefängnissen und sie-
delte nach der Entlassung in die Bundesrepublik über.
Gemeinsam mit Richard Knöchel, Sigurd Binsky und 
anderen frühen Aktivisten verhalf er der VOS zu An-
sehen und setzte sich für die Freilassung von Politi-
schen Häftlingen und deren schnelle Integration in der 
Freiheit ein. Vieles, was erreicht wurde, wäre durch 
seine Mitwirkung und Erfahrung nur schwer möglich 
geworden. 

Mit Überzeugung und großer Akribie sammelte er 
die Veröffentlichungen zur VOS und bewahrte Doku-
mente auf, die für die Nachwelt von Interesse und 
Wichtigkeit sind. Es sind Materialien, die mehrere 
Ordner umfassen und unbedingt aufbewahrt werden 
müssen. Wir alle werden Kamerad Pohl mit seiner ru-
higen, besonnenen Art vermissen. Doch solange die 
VOS und eine gerechte Bewertung der Geschichte des 
Kommunismus existieren, wird Eberhard Pohl wie all 
die anderen verdienstvollen Kameradinnen und Kame-
raden seinen ehrenvollen Platz in unseren Annalen be-
halten. 

Unser Mitgefühl und unser Dank gehen an seine 
Witwe Dorothee Pohl und alle Angehörigen.

Bundesvorstand, Bundesgeschäftsführer, Redakteur
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